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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates 

zur Angieichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Sicherheitsgurte und Rückhaltesysteme für Kraftfahrzeuge 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über 
Kopfstützen für Sitze von Kraftfahrzeugen. 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Sicherheitsgurte und Rückhaltesysteme für Kraftfahrzeuge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die technischen Vorschriften, denen Kraftfahr- 
zeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften genü- 
gen müssen, betreffen unter anderem auch die Si- 
cherheitsgurte und Haltesysteme. 

Diese Vorschriften sind von einem Mitgliedstaat 
zum anderen verschieden. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten die- 


selben Vorschriften entweder in Ergänzung ihrer 
gegenwärtigen Regelungen oder an deren Stelle an- 
genommen werden, damit insbesondere für jeden 
Fahrzeugtyp das EWG-Betriebserlaubnisverfahren 
nach der Richtlinie 70/1 56/EWG des Rates vom 6. Fe- 
bruar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis von 
Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern angewen- 
det werden kann. 

Gemeinschaftliche Vorschriften über die Innen- 
teile des Fahrgastraumes, die Anordnung der Be- 
dienteile, das Dach, die Rückenlehne und den rück- 
wärtigen Teil der Sitze wurden durch die Richtlinie 
74/60/EWG des Rates vom 17. Dezember 1973 2), 
Vorschriften über die Innenausstattung und den 
Schutz des Fahrers gegenüber der Lenkvorrichtung 
bei Stößen durch die Richtlinie 74/297/EWG des 


1) Amtsblatt Nr. L 42 vom 23. August 1970 

2) Amtsblatt Nr. L 38 vom 11. Februar 1974 
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Rates vom 4. Juni 1974 ®), Vorschriften über die Wi- 
derstandsfähigkeit der Sitze und ihrer Verankerun- 
gen durch die Richtlinie 74/408/EWG des Rates vom 
22. Juli 1974^) und Vorschriften über die Veran- 
kerungen der Sicherheitsgurte in der Richtlinie 
75/. . ./EWG des Rates vom 1975 festgelegt. 

Einer späteren Regelung Vorbehalten sind andere 
Vorschriften über die Innenausstattung, insbeson- 
dere über Kopfstützen und die Kennzeichnung der 
Bedienteile. 

Die Regelung für Sicherheitsgurte und Halte- 
systeme umfaßt nicht nur Vorschriften über die Kon- 
struktion dieser Einrichtungen, sondern auch über 
ihre Anbringung in den Fahrzeugen. 

Im Rahmen eines harmonisierten Verfahrens der 
Bauartgenehmigung für Sicherheitsgurte und Halte- 
systeme kann jeder Mitgliedstaat feststellen, ob 
die gemeinsamen Vorschriften für den Bau und die 
Prüfung eingehalten worden sind, und die anderen 
Mitgliedstaaten von der getroffenen Feststellung 
durch Übersendung einer Abschrift des für jede Bau- 
art einer solchen Einrichtung ausgestellten Bauart- 
genehmigungsbogens unterrichten; bei Erteilung 
eines EWG-Prüfzeichens für alle in Übereinstim- 
mung mit der genehmigten Bauart hergestellten Ein- 
richtungen erübrigt sich eine technische Kontrolle 
dieser Einrichtungen in den anderen Mitgliedstaaten. 

Das Hauptziel der harmonisierten Vorschriften ist 
die Gewährleistung der Sicherheit des Straßenver- 
kehrs. Aus diesem Grund ist für die in den Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie fallenden Kraftfahr- 
zeuge die Vorschrift des verbindlichen Einbaus von 
Sicherheitsgurten und Haltesystemen angebracht. 

Die Angleichung der nationalen Rechtsvorschriften 
für Kraftfahrzeuge umfaßt die Anerkennung der von 
einem Mitgliedstaat durchgeführten Kontrollen 
durch andere Mitgliedstaaten aufgrund gemeinsamer 
Vorschriften. Das Funktionieren eines solchen Sy- 
stems setzt voraus, daß diese Vorschriften von allen 
Mitgliedstaaten vom gleichen Zeitpunkt an gleich- 
zeitig angewendet werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt die EWG-Bauart- 
genehmigung für jede Bauart von Sicherheitsgur- 

3) Amtsblatt Nr. L 165 vom 20. Juni 1974 

Amtsblatt Nr. L 221 vom 12. August 1974 
«) KOM (74) 1121 vom 22. August 1974 


ten oder Haltesystemen, die den Bau- und Prüfvor- 
schriften von Punkt 2 in Anhang I und der Anhänge 
IV bis XIII entspricht. 

2. Der Mitgliedstaat, der die EWG -Bauartgeneh- 
migung erteilt hat, trifft — erforderlichenfalls in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden der 
übrigen Mitgliedstaaten — die notwendigen Maß- 
nahmen, um die Übereinstimmung der Fertigung mit 
der genehmigten Bauart soweit erforderlich zu über- 
wachen. Die Überwachung wird durch Stichproben 
durchgeführt. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen dem Hersteller oder 
seinem Beauftragten für jede Bauart von Sicher- 
heitsgurten oder Haltesystemen, für die sie auf 
Grund von Artikel 1 die EWG-Bauartgenehmigung 
erteilen, ein Prüfzeichen nach dem Muster des An- 
hangs III zu. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um die Verwendung von Prüfzeichen 
zu verhindern, die zu einer Verwechslung zwischen 
Sicherheitsgurten bzw. Haltesystemen, für deren 
Bauart eine Bauartgenehmigung nach Artikel 1 er- 
teilt wurde, und anderen Einrichtungen führen kön- 
nen. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten können die Vermarktung 
von Sicherheitsgurten und Haltesystemen wegen 
ihrer Bau- und Wirkungsweise nicht verbieten, wenn 
sie mit dem EWG-Prüfzeichen versehen sind. 

2. Ein Mitgliedstaat kann jedoch die Vermarktung 
von Sicherheitsgurten und Haltesystemen mit dem 
EWG-Prüfzeichen verbieten, die systematisch nicht 
mit der genehmigten Bauart übereinstimmen. Dieser 
Mitgliedstaat unterrichtet unverzüglich die übrigen 
Mitgliedstaaten und die Kommission von den getrof- 
fenen Maßnahmen und begründet dabei seinen Be- 
schluß. 

Artikel 4 

Die zuständigen Behörden eines jeden Mitglied- 
staates übermitteln den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten binnen eines Monats Ab- 
schriften der Bauartgenehmigungsbögen für jede 
Bauart von Sicherheitsgurten und Haltesystemen, 
für die sie die Bauartgenehmigung erteilen oder ver- 
sagen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21, Januar 1975 — 1/4 — 6S0 70 — E — Si 3/75. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 31. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 5 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauart- 
genehmigung erteilt hat, fest, daß mehrere mit dem- 
selben Prüfzeichen versehene Sicherheitsgurte und 
Haltesysteme nicht mit der Bauart übereinstimmen, 
für die er die Bauartgenehmigung erteilt hat, so trifft 
er die notwendigen Maßnahmen, um die Überein- 
stimmung der Fertigung mit der genehmigten Bauart 
sicherzustellen. Die zuständigen Behörden dieses 
Mitgliedstaates unterrichten die zuständigen Behör- 
den der anderen Mitgliedstaaten von den getroffe- 
nen Maßnahmen, die gegebenenfalls bis zum Ent- 
zug der EWG-Bauartgenehmigung gehen können. 
Diese Behörden treffen die gleichen Maßnahmen, 
wenn sie von den zuständigen Behörden eines an- 
deren Mitgliedstaates von einer derartigen Nicht- 
übereinstimmung unterrichtet werden. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig binnen eines Monats 
vom Entzug einer erteilten EWG-Bauartgeneh- 
migung und den Gründen hierfür. 


Artikel 6 

Jede Verfügung aufgrund der zur Durchführung 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften, durch die 
eine Bauartgenehmigung versagt oder entzogen oder 
ein Vermarktungs- bzw. Benutzungsverbot ausge- 
sprochen wird, ist genau zu begründen. Sie ist den 
Beteiligten unter Angabe der in den Mitgliedstaaten 
nach dem geltenden Recht vorgesehenen Rechtsmit- 
tel oder der Rechtsmittelfristen zuzuseilen. 


Artikel 7 

Jedes Fahrzeug gemäß Artikel 10 muß mit Sicher- 
heitsgurten oder Haltesystemen ausgerüstet sein, 
die den Bestimmungen des Anhangs I, insbesondere 
Punkt 3.1, und den Anhängen IV bis XIII entspre- 
chen. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebs- 
erlaubnis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler 
Geltung für ein Fahrzeug nicht wegen der Sicher- 
heitsgurte oder Haltesysteme versagen, wenn diese 
mit dem EWG-Prüfzeichen versehen und gemäß den 
Vorschriften von Punkt 3 des Anhangs I angebracht 
sind. 


A r t i k e 1 9 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Sicherheitsgurte und 
Haltesysteme versagen, wenn diese mit dem EWG- 
Prüfzeichen versehen und gemäß den Vorschriften 
von Punkt 3 des Anhangs I angebracht sind. 


Artikel 10 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
alle zur Teilnahme am Straßenverkehr bestimmten 
Kraftfahrzeuge der Klasse M 1 gemäß der Begriffs- 
bestimmung von Anhang I der Richtlinie 70/156/ 
EWG des Rates mit mindestens vier Rädern und 
einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 
mehr als 25 km/h. 

Artikel 11 

Änderungen, die zur Anpassung dieser Richtlinie 
an den technischen Fortschritt notwendig sind, wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 13 der Richt- 
linie 70/1 56/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahr- 
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger erlassen. 


Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffent- 
lichen die erforderlichen Vorschriften, um dieser 
Richtlinie vor dem 1. April 1976 nachzukommen und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmung ab 1. Juli 
1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrich- 
ten die Mitgliedstaaten die Kommission so recht- 
zeitig von allen Entwürfen der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie auf dem von dieser Richt- 
linie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


3 



Drucksache 7/3175 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Liste der Anhänge 

L Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, EWG-Bauartgenehmigung 
und Einbauvorschriften. 

II. Benachrichtigung über die Genehmigung oder die Versagung oder die 
Zurücknahme der Genehmigung für einen Typ eines Sicherheitsgurtes. 

III. Genehmigungszeichenmuster. 

IV. Beispiel eines Gerätes zur Dauerprüfung der Refraktoren. 

V. Beispiel eines Gerätes zur Prüfung der Verriegelung von Refraktoren mit 
Notverriegelung. 

VI. Beispiel eines Gerätes für die Staubprüfung. 

VII. Beschreibung des Prüfwagens (Schlittens), des Sitzes und der Veranke- 
rungen. 

VIII. Beschreibung der Normpuppe. 

IX. Beschreibung der Verzögerungskurve des Prüfwagens (Schlittens). 

X. Betriebsanleitung. 

XI. Prüfung des Verschlusses. 

XII, Verschleiß- und Mikroschlupfprüfung. 

XIII. Korrosionsprüfung. 

XIV. Reihenfolge der Prüfungen. 
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Anhang I 


Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen, 
EWG"Bauartgenehmigung und Einbauvorschriften 

0. Anwendungsbereidi 

Diese Richtlinie gilt für Sicherheitsgurte und Haltesysteme, die zum 
Einbau in Fahrzeuge gemäß Artikel 10 und zur getrennten Benutzung, 
das heißt als Einzelvorrichtungen, durch erwachsene Personen, die sich 
auf nach vorn gerichteten Sitzen befinden, bestimmt sind. 

1 , Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie ist zu verstehen unter; 

1.1. „Sicherheitsgurt (Gurt)" eine aus Gurtbändern mit Verschluß, aus 

Verstelleinrichtungen und Befestigungsbeschlägen bestehende Zusam- 
menstellung, die in einem Kraftfahrzeug befestigt werden kann und 
dazu dient, bei Zusammenstößen oder plötzlicher Verzögerung des 
Fahrzeuges die Verletzungsgefahr für den Benutzer zu verringern, 
indem sie die Beweglichkeit des Körpers des Benutzers einschränkt. 
Diese Zusammenstellung wird allgemein als „vollständiger Gurt" 
(Gurt) bezeichnet; dieser Ausdruck umfaßt auch jede Einrichtung zur 
Energieaufnahme oder zum Aufrollen des Gurtes; 

1.1.1. „Beckengurt" ein Gurt, der vor dem Körper des Benutzers in Höhe des 
Beckens verläuft; 

1.1.2. „Schulterschräggurt" ein Gurt, der vor dem Körper des Benutzers von 
der Hüfte bis zur gegenüberliegenden Schulter verläuft; 

1.1.3. „Dreipunktgurt" ein an drei Punkten verankerter Gurt, der aus einem 
Beckengurt und einem Schulterschräggurt besteht; 

1.1.4. „Schulterdoppelgurt mit Beckengurt" (H-Gurt) ein Gurt, der aus einem 
Beckengurt und Schulterbändem besteht; 

1.2. „Typ“ Gurte, die untereinander wesentliche Unterschiede aufweisen; 

diese Unterschiede können sich insbesondere erstrecken auf: 

1.2.1. starre Telle (Verschluß, Befestigungsbeschläge, Retraktor usw.), 

1.2.2. den Werkstoff, die Webart, die Abmessungen und die Farbe der 
Gurtbänder, oder 

1.2.3. die Geometrie des gesamten Gurtes; 

1.3. „Gurtband" ein biegsamer Teil zum Festhalten des Körpers und zur 
Übertragung der Kräfte auf Verankerungen; 

1.4. „Verschluß" eine sich schnell öffnende Einrichtung, die dazu dient, den 
Benutzer im Gurt festzuhalten. In den Verschluß kann eine Gurtver- 
stelleinrichtung eingebaut sein; 

1.5. „Gurt Verstelleinrichtung" eine Einrichtung, durch die der Gurt den 
Bedürfnissen des Benutzers und der Stellung des Sitzes angepaßt wer- 
den kann. Sie kann als Bestandteil des Verschlusses oder als Retraktor 
ausgeführt sein; 

1.6. „Befestigungsbeschläge" die zur Befestigung des gesamten Gurtes an 
den Verankerungen vorgesehenen Gurtteile einschließlich der erfor- 
derlichen Befestigungsteile ; 

1.7. „Energieaufnahmeeinrichtung" eine Einrichtung, die unabhängig vom 
Gurtband oder zusammen mit diesem Energie aufnehmen kann und 
Bestandteil des gesamten Gurtes ist; 

1.8. „Retraktor" eine Einrichtung zum teilweisen oder vollständigen Ein- 
rollen des Gurtbandes eines Sicherheitsgurtes; 

1.8.1. „Retraktor ohne Verriegelung" ein Retraktor, aus dem sich das Gurt- 
band durch einen leichten Zug nach außen über die ganze Länge ab- 
rollt, ohne daß eine Längeneinstellung des vollständigen Gürtels mög- 
lich ist; 
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1.8.2. „Retraktor mit Handverriegelung" ein Retraktor, den der Benutzer 
durch eine von Hand bediente Einrichtung entriegeln muß, um die 
gewünschte Gurtbandlänge abzurollen, und die sich automatisch ver- 
riegelt, wenn der Benutzer die Einrichtung nicht mehr betätigt; 

1.8.3. „Retraktor mit automatischer Verriegelung" ein Retraktor, der das 
Abrollen der gewünschten Gurtbandlänge gestattet und dessen Gurt, 
sobald verschlossen ist, sich automatisch auf den Benutzer einstellt. 
Das weitere Abrollen des Gurtes ist ohne Eingreifen des Benutzers 
nicht möglich; 

1.8.4. „Retraktor mit Notverriegelung" ein Retraktor, der unter normalen 
Falhrbedingungen die Bewegungsfreiheit des Benutzers nicht ein- 
schränkt. Der Retraktor besitzt eine Einrichtung zur Verstellung der 
Gurtbandlänge, die sich automatisch dem Körperumfang des Benut- 
zers anpaßt, sowie einen Verriegelungsmechanismus, der bei Unfällen 
in Funktion tritt und zwar 

1. 8.4.1. bei einer Verzögerung des Fahrzeugs oder beim Abrollen des Gurt- 
bandes aus dem Retraktor, oder durch andere automatische Mittel 
(einfache Empfindlichkeit), oder 

1.8.4. 2. durch ein Zusammenwirken mehrerer dieser Einflüsse (mehrfache 
Empfindlichkeit) ; 

1.9. „Verankerung" die Teile des Fahrzeug- oder Sitzaufbaus oder jeder 
andere Punkt des Fahrzeugs, an denen die vollständigen Gurte anzu- 
bringen sind; 

1.10. „Fahrzeugtyp hinsichtlich der Sicherheitsgurte und Haltesysteme" 

Kraftfahrzeuge, die untereinander keine wesentlichen Unterschiede 
aufweisen; diese Unterschiede können sich insbesondere erstrecken 
auf: 

Abmessungen, Form und Werkstoff der Teile des Fahrzeugs- oder 
Sitzaufbaus oder Jefdes anderen Punktes des Fahrzeugs, an denen die 
Sicherheitsgurte und Haltesysteme befestigt sind; 

1.11. „Haltesystem" („System") ein System, das einen durch geeignete 
Mittel am Fahrzeugaufbau befestigten Sitz und einen Sicherheiitsgurt 
umfaßt, für den zumindest eine Verankerung in der Sitzstruktur ent- 
halten ist; 

1.12. „Sitz" eine Struktur einschließlich Bezug, die zum Fahrzeugaufbau 
gehören kann und die als Sitz für einen Erwachsenen vorgesehen ist. 
Der Ausdruck umfaßt einen Einzelsitz oder den für eine Person be- 
stimmten Teil einer Sitzbank; 

1.13. „Sitzreihe" entweder einer Sitzbank oder nebeneinander befindliche 
getrennte Sitze (bei denen die vorderen Verankerungen eines Sitzes 
nöben oder vor den hinteren Verankerungen eines anderen Sitzes 
liegen), die einen oder mehrere Sitzplätze für Erwachsene bieten; 

1.14. „Sitzbank" eine vollständige Sitzstruktur einschließlich Bezug, die für 
mehr als einen Erwachsenen vorgesehen ist; 

1.15. „Einstelleinrichtung" die Einrichtung, mit der der Sitz oder seine Teile 
in eine Stellung gebracht werden können, die der Körperform der 
Sitzenden angepaßt ist. Die Einstelleinrichtung kann insbesondere 
zulassen: 

1.15.1. eine Längs Verstellung ; 

1.15.2. eine Höhenverstellung; 

1.15.3. eine Winkelverstellung ; 

1.16. „Sitz Verankerung" das System zur Befestigung des gesamten Sitzes 
am Fahrzeugaufbau einschließlich der dazugehörigen Teile des Fahr- 
zeugaufbaus; 

1.17. „Sitztyp“, eine Kategorie von Sitzen, die untereinander keine we- 
sentlichen Unterschiede aufweisen; diese Unterschiede können sein: 

1.17.1. Gestaltung, Form, Abmessungen und Werkstoffe des Sitzes; 
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1.17.2. Bauart und Abmessungen der Einstell- und Verriegelungseinrich- 
tungen; 

1.17.3. Bauart und Abmessungen der Gurtverankerungen am Sitz, der Sitz- 
verankerung und der entsprechenden Teile des Fahrzeugaufbaus; 

1.18. „Verstelleinrichtung" eine Einrichtung, die eine Winkelverstellung 
oder eine Längsverstellung ohne feste Zwischenstellung des Sitzes 
oder eines seiner Teile ermöglicht, um den Fahrzeugbenutzern den 
Zugang zu erleichtern; 

1.19. „Verriegelungseinrichtung", eine Einrichtung, die den Sitz und seine 

Teile in der Gebraudisstellung hält. 

2. EWG-Bauartgenehmigung 

2.1. Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauartgenehmigung 

2.1.1. Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für einen Gurttyp ist 
vom Inhaber der Fabrik- oder Handelsmarke oder von seinen Ver- 
tretern einzureichen. 

Im Falle eines Haltesystems ist der Antrag auf Erteilung einer 
Genehmigung für einen Haltesystem-Typ vom Inhaber der Fabrik- 
marke oder von seinem Vertreter bzw. vom Hersteller des Fahr- 
zeuges, in das dieser Typ eingebaut werden soll, oder von seinem 
Vertreter einzureichen. 

2.1.2. Dem Antrag ist beizufügen: 

2. 1.2.1. eine technische Beschreibung des Gurttyps in dreifacher Ausfertigung 
mit Angaben über die Gurtbänder und sonstige verwendete Werk- 
stoffe, zusammen mit Zeichnungen dieser Teile und, bei Ausführung 
mit Retraktoren, Anweisungen über den Einbau der Betätigungs- 
einriditungen. Die Zeichnungen müssen die für die Genehmigungs- 
nummer und das (die) Zusatzzeichen vorgesehene Stelle mit Hin- 
blick auf das rechteckige Genehmigungszeichen erkennen lassen. 
In der Beschreibung ist die Farbe des zur Genehmigung vorgelegten 
Musters anzugeben sowie der (die) Fahrzeugtyp (en), für den (die) 
dieser Gurttyp bestimmt ist. Bei Rückhaltesystemen muß die Beschrei- 
bung umfassen: Zeichnungen des Fahrzeug- und Sitzaufbaus, der 
Einstelleinrichtungen und der Befestigungsbeschläge in geeignetem 
Maßstab, die ausreichend detaillierte Angaben über die Anordnung 
der Gurtverankerungen und der Verstärkungen sowie eine Beschrei- 
bung der verwendeten Werkstoffe, die die Widerstandsfähigkeit der 
Verankerungen der Sitze und Gurte beeinflussen können, enthalten 
sowie eine technische Beschreibung der Verankerungen der Sitze und 
Gurte. 

2. 1.2.2. Fünf Muster des Gurttyps. 

2. 1.2. 3. Bei Gurten mit Retraktoren ein zusätzliches Muster des Gurttyps und 

2. 1.2. 4. ein 10 m langes Stück jedes bei dem Gurttyp verwendeten Gurt- 
bandes. 

2.1.3. Bei Rückhaltesystemen muß der Hersteller der Prüfstelle, die die 
Prüfungen für die Bauartgenehmigung durchführt, zwei Muster, die 
zwei der in 2. 1.2.2. geforderten Muster des Gurttyps enthalten kön- 
nen sowie ein dem genehmigenden Fahrzeugtyp entsprechendes Fahr- 
zeug oder das Teil bzw. die Teile des Fahrzeuges, die für die 
Prüfung des Rückhaltesystems für wesentlich gehalten werden, zur 
Verfügung stellen. 

2.2. Aufschriften 

Die Muster eines nach Punkt 2. 1.2.2. zur Genehmigung vorgelegten 
Gurttyps oder Haltesystemtyps müssen deutlich lesbar und dauer- 
haft mit den nachstehenden Aufschriften versehen sein: Name, An- 
fangsbuchstaben oder Fabrik- oder Handelsmarke des Herstellers. 

2.3. Allgemeine Vorschriften 
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2.3.1. Jedes nach Punkt 2.1.2. 2. vorgelegte Muster muß den Vorschriften 
der Punkte 2.3. bis 2.7. entsprechen. 

2.3.2. Der Gurt oder das Rückhaltesystem muß so beschaffen sein, daß 

seine einwandfreie Funktion bei richtigem Einbau und vorschrifts- 
mäßiger Benutzung sichergestellt ist, und daß insbesondere die 
Gefahr von Körperverletzungen bei einem Unfall verringert wird. 

2.4. Starre Teile 

2.4.1. Allgemeines 

2.4. 1.1. Die starren Teile des Sicherheitsgurtes wie Verschlüsse, Verstell- 

einrichtungen, Befestigungsbeschläge und dergleichen dürfen keine 
scharfen Kanten haben, welche die Gurtbänder durchscheuern, ab- 
nützen oder zerreißen können. 

2.4. 1.2. Alle korrosionsempfindlichen Teile eines Sicherheitsgurtes müssen 
gegen Korrosion geschützt sein. Nach der Prüfung der Korrosions- 
beständigkeit nach Punkt 2.7.2. darf das einwandfreie Funktionieren 
der Einrichtung nicht beeinträchtigt sein, und sie darf keine wesent- 
lichen Korrosionsschäden zeigen, wenn die Teile von einem sach- 
kundigen Betrachter mit dem bloßen Auge geprüft werden. 

2.4. 1.3. Die zur Energieaufnahme oder zum übertragen von Kräften bestimm- 
ten starren Teile dürfen nicht spröde sein. 

2.4. 1.4. Alle starren und aus Kunststoff bestehenden Teile mit Ausnahme 
der, die nicht unter dem Sitz oder in der Tür eines Kraftfahrzeugs 
eingeklemmt werden können, sind der nachstehend unter 2.7.5. 4. 
genannten Kälteschocfcprüfung zu unterziehen. Sind nach der Prüfung 
irgendwelche sichtbaren Risse an einem Überzug oder in einer Rück- 
halteeinrichtung aus Kunststoff dieser starren Teile vorhanden, so 
sind alle Kunststoffteile zu entfernen und die restliche Gurtgarnitur 
auf ihre verbleibende Sicherheit hin zu bewerten. Ist der restliche 
Gurt immer noch sicher oder sind keine sichtbaren Risse vorhanden, 
so ist er erneut daraufhin zu untersuchen, ob die Bedingungen der 
Punkte 2.4.2., 2.4.3. und 2.6. erfüllt sind. 

2.4.2. Verschluß 

2.4.2. 1. Der Verschluß muß so beschaffen sein, daß die Möglichkeit einer 
falschen Handhabung ausgeschlossen ist. Dies bedeutet auch, daß 
der Verschluß nicht in einem halbgeschlossenen Zustand verbleiben 
kann. Die Art des Öffnens des Verschlusses muß klar erkennbar 
sein: überall wo der Verschluß den Gurtbenutzer berühren kann, 
darf die Kontaktfläche nicht weniger als 46 mm breit sein. 

2.4.2.2. Der Verschluß muß — selbst wenn er nicht unter Spannung steht — 
in jeder Lage geschlossen bleiben. Er darf nicht mit einer Kraft 
von weniger als 1 daN geöffnet werden können. Der Verschluß 
muß leicht zu handhaben und zu ergreifen sein und muß sich unter 
der in Punkt 2.7.8. 2. angegebenen Spannung öffnen lassen. 

Der Verschluß muß durch Druck auf einen Knopf oder eine ähnliche 
Einrichtung geöffnet werden können. Die Fläche, auf die der Druck 
ausgeübt wird, muß in der Auslösestellung folgende Abmessungen 
besitzen: 

— bei versenkten Einrichtungen eine Fläche von mindestens 4,5 cm^ 
mit einer Breite von mindestens 15 mm; 

— bei erhobenen Einrichtungen eine Fläche von mindestens 2,5 cm^ 
und einer Breite von mindestens 10 mm. 

Die Druckfläche für die Entriegelung des Verschlusses muß rot 
gefärbt sein. Kein anderer Teil des Verschlusses darf diese Farbe 
tragen. 

2. 4.2.3. Der Verschluß muß wiederholt betätigt werden können und vor der 
dynamischen Prüfung in Punkt 2.7.7. 500 öffnungs- und Schließ- 
vorgängen standhalten; die Schließfedern des Verschlusses müssen 
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zusätzlich unter normalen Benutzungsbedingungen 4500mal betätigt 
werden. 

2. 4.2. 4. Der Verschluß muß normal arbeiten, wenn er einem Versuch unter- 
zogen wird, wie er nachstehend unter Punkt 2.7.5.3. beschrieben wird. 

2.4.2.5. Die zum öffnen des Verschlusses erforderliche Kraft darf bei der 
in Pimkt 2.7.8. vorgeschriebenen Prüfung 6 daN nicht überschreiten. 

2.4.2.6. Der Verschluß wird nach den in den Punkten 2.7.5. 1. und 2.7.5.5. 
erwähnten Bedingungen auf seine Festigkeit geprüft. Er darf weder 
brechen noch sich stark verformen oder sich unter der bei der vor- 
geschriebenen Belastung entstehenden Spannung lösen. 

2.4.2.7. Bei Verschlüssen, die ein für zwei Gurte gemeinsames Element 
aufweisen, müssen die Prüfungen zur Lösung des Verschlusses und 
zur Feststellung der Festigkeit nach den Punkten 2.7.7. und 2.7.8. 
durchgeführt werden, indem der Teil des Verschlusses eines Gurtes, 
in das entsprechende Teil des anderen Gurtes eingerastet wird, 
falls es praktisch möglich ist, den Verschluß in dieser Weise zusam- 
menzufügen. 

2.4.3, Gurtverstelleinrichtung 

2.4.3. 1. Zwei Muster jeder Gurtverstelleinrichtung müssen gemäß Punkt 

2. 7.3.7. geprüft werden. Der Schlupf des Gurtbandes darf nicht größer 
sein als 25 mm je Muster und die Summe der Schlupfbewegungen 
für sämtliche Verstelleinrichtungen eines Gurtes darf nicht größer 
sein als 40 mm. 

2. 4.3.2. Alle Verstelleinrichtimgen müssen nach Absatz 2. 7. 5.1. auf ihre 
Festigkeit geprüft werden. Sie dürfen unter der Spannung weder 
brechen noch sich lösen. 

2.4.3. 3. Bei der Prüfung gemäß Punkt 2.7. 5. 6. darf die zur Betätigung der 
manuellen Verstelleinrichtung erforderliche Kraft 5 daN nicht über- 
schreiten. 

2.4.4. Befestigungsbeschläge 

Die Befestigungsbeschläge müssen nach den Punkten 2.7.5. 1. und 

2.7.5.2. auf ihre Festigkeit geprüft werden. Sie dürfen unter der durch 
die vorgeschriebene Belastung hervorgerufenen Spannung weder 
brechen noch sich lösen, 

2.4.5. Refraktoren 

Die Refraktoren müssen nachstehende Vorschriften erfüllen: 

2.4.5. 1 . Refraktoren mit manueller Verriegelung 

2.4.5. 1.1. Das Gurtband eines Sicherheitsgurtes mit manuell verriegeltem Re- 
fraktor darf sich um nicht mehr als 25 mm zwischen den Verriege- 
lungsstellungen des Refraktors verschieben. 

2. 4. 5. 1.2. Das Gurtband eines Sicherheitsgurtes muß sich aus einem Refraktor 
mit manueller Verriegelung bis zu 6 mm seiner Gesamtlänge unter 
einer Zugkraft von mindestens 14 N und höchstens 22 N, die in nor- 
maler Zugrichtung wirken muß, abrollen können. 

2.4. 5. 1.3. Das Gurtband muß aus dem Refraktor nach dem unter 2.7.6, 1. beschrie- 
benen Verfahren bis zu 5 OOOmal ab- und aufgerollt werden. Der Re- 
fraktor wird anschließend der in 2.7.2. beschriebenen Korrosionsprü- 
fung und der Staubprüfung nach Punkt 2. 7.6. 3. unterzogen. Anschlie- 
ßend muß er mit Erfolg weiteren 5 000 Ab- und Aufrollvorgängen 
standhalten können, worauf er noch die Vorschriften der Punkte 

2.4.5. 1. und 2. 4. 5. 1,2. erfüllen muß. Nach Durchlaufen der oben erwähn- 
ten Prüfungen muß der Refraktor noch einwandfrei arbeiten und das 
Gurtband ohne Schwierigkeit einrollen können. 


9 



Drucksache 7/3175 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


2.4.5.2. Retraktoren mit automatischer Verriegelung 

2.4.5.2.1. Das Gurtband eines Sicherheitsgurtes mit sich automatisch verriegeln- 
dem Retraktor darf sich um nicht mehr als 30 mm zwischen den Ver- 
riegelungsstellungen des Retraktors verschieben. Nach einer Rück- 
wärtsbewegung des Trägers muß der Gurt entweder in seiner ur- 
sprünglichen Stellung verbleiben oder nach darauffolgenden Vor- 
wärtsbewegungen des Gurtbenutzers automatisch in diese Stellung 
zurückkehren, 

2. 4. 5.2. 2. Gehört der Retraktor zu einem Beckengurt, so darf die Kraft zum Auf- 
rollen des Gurtbandes nicht kleiner sein als 7 N, gemessen auf der 
freien Gurtlänge zwischen der Normpuppe und dem Retraktor ge- 
mäß Punkt 2.7.6.4. Gehört der Retraktor zu einem Schulterschräggurt, 
so darf die Kraft zum Aufrollen des Gurtbandes nicht geringer sein 
als 2 N und nicht größer als 7 N, gemessen in der gleichen Weise. 
Wird das Gurtband durch einen Umlenkbeschlag geführt, so wird die 
Aufrollkraft auf der freien Länge zwischen der Normpuppe und dem 
Umlenkbeschlag gemessen. Weist das Ganze eine manuelle oder 
automatische Einrichtung auf, durch die das vollständige Aufrollen 
des Gurtbandes verhindert wird, so darf diese Einrichtung bei der 
Beurteilung der Aufrollkraft nicht in Betrieb sein. 

2. 4. 5.2. 3. Das Gurtband muß aus dem Retraktor nach dem unter Punkt 2.7.6. 1. 
beschriebenen Verfahren bis zu 5 OOOmal auf- und abgerollt werden. 
Der Retraktor muß anschließend der in 2.7.2. beschriebenen Korro- 
sionsprüfung und der Staubprüfung gemäß Punkt 2.7.6. 3. unterzogen 
werden. Anschließend muß er mit Erfolg weitere 5 000 Auf- und Ab- 
rollvorgänge überstehen, wonach er noch den Vorschriften der 
Punkte 2.4. 5.2.1. und 2. 4. 5. 2.2.2. genügen muß. Nach diesen Prüfungen 
muß der Retraktor noch einwandfrei arbeiten und das Gurtband ohne 
Schwierigkeit einrollen. 

2.4. 5.3. Retraktor mit Notverriegelung 

2.4.5.3.1. Ein Retraktor mit Notverriegelung muß die nachstehenden Bedin- 
gungen erfüllen, wenn er gemäß Punkt 2.7.6.2. geprüft wird: 

2. 4. 5.3. 1.1. Er muß sich verriegelt haben, wenn die Fahrzeugverzögerung einen - 
Wert von 0,45 g erreicht. 

2.4. 5.3. 1.2. Er darf sich nicht verriegeln, wenn das Gurtband in Richtung des 
Abrollens eine Beschleunigung von weniger als 0,8 g erfährt. 

2. 4.5. 3. 1.3. Er darf sich nicht verriegeln, wenn die Betätigungseinrichtung, von 
der vom Hersteller vorgeschriebenen Einbaustellung ausgehend, um 
weniger als 12^^ in beliebiger Richtung geneigt ist. 

2. 4. 5.3. 1.4. Er muß sich verriegeln, wenn die Betätigungseinrichtung, von der 
vom Hersteller vorgeschriebenen Einbaustellung ausgehend, um 
einen Winkel von 27° oder mehr in beliebiger Richtung geneigt ist. 

2.4.5.3.2. Ein Retraktor mit Notverriegelung und mehrfacher Empfindlichkeit, 
wovon eine auf das Abrollen des Gurtes anspricht, muß bei der 
Prüfung gemäß den Bedingungen von Punkt 2.7.6.2, den vorgenannten 
Anforderungen genügen und sich außerdem verriegeln, wenn die 
Gurtbandbeschleunigung größer ist als 1,2 g, gemessen in Richtung 
des Abrollens. 

2.4.5.3.3. Bei jeder der Prüfungen nach Punkt 2.4.5.3.I. und 2.4. 5. 3.2. darf die 
Gurtbandlänge, die bis zur Verriegelung des Retraktors abgerollt 
wird, nicht mehr als 50 mm betragen, ausgehend von der in Punkt 
2.7.6.2.I. vorgeschriebenen Länge. 

2. 4. 5. 3. 4. Gehört der Retraktor zu einem Beckengurt, so darf die Aufrollkraft 
des Gurtes nicht kleiner sein als 7 N, gemessen auf der freien Länge 
zwischen der Normpuppe und dem Retraktor nach Punkt 2.7. 6.4. 
Gehört der Retraktor zu einem Schultergurt, so darf die Aufrollkraft 
des Gurtes, gemessen in derselben Weise, nicht kleiner sein als 
2 N und nicht größer als 7 N. Wird das Gurtband durch einen Um- 
lenkbeschlag geführt, so wird die Aufrollkraft auf der freien Länge 
zwischen der Normpuppe und dem Umlenkbeschlag gemessen. 
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Weist das Ganze eine manuelle oder automatische Einrichtung auf, 
durch die das vollständige Aufrollen des Gurtbandes verhindert 
wird, so darf diese Einrichtung bei der Beurteilung der Aufrollkraft 
nicht in Betrieb sein. 

2.4.5.3.5. Das Gurtband muß aus dem Retraktor nach dem unter Punkt 2.7. 6,1. 
beschriebenen Verfahren bis zu 40 OOOmal auf- und abgerollt wer- 
werden. Der Retraktor muß anschließend der in 2.7.2. beschriebenen 
Korrosionsprüfung und der Staubprüfung nach Punkt 2,7.6.3. unter- 
zogen werden. Anschließend muß er mit Erfolg weitere 5 000 Auf- 
und Abrollvorgänge überstehen, wonach er noch den Vorschriften der 
Punkte 2.4.5.3.I., 2.4. 5.3.2. und 2.4. 5. 3.4. genügen muß. 

Nach diesen Prüfungen muß der Retraktor noch einwandfrei arbeiten 
und das Gurtband ohne Schwierigkeit aufrollen können. 

2.5. Gurt- bzw. Haltesystembänder 

2.5.1. Allgemeines 

2. 5. 1.1. Die Eigenschaften der Gurtbänder müssen gewährleisten, daß der 

auf den Körper des Gurtbenutzers ausgeübte Druck so gleichmäßig 
wie möglich über die Breite der Gurtbänder verteilt wird und daß 
sie sich auch unter Spannung nicht verdrehen. Sie müssen imstande 
sein, Energie aufzunehmen und zu vernichten. 

2. 5. 1.2. Die Breite des Gurtbandes muß bei einer Last von 980 daN min- 
destens 46 mm betragen. Dieser Wert ist während der in Punkt 
2.7.4. vorgeschriebenen Bruchfestigkeitsprüfung zu messen, ohne die 
Maschine anzuhalten. 

2.5.2. Festigkeit nach Konditionierung auf Raumtemperatur und -feuch- 

tigkeit 

Die nach Punkt 2.7.4. bestimmte Bruchlast muß bei beiden nach 
Punkt 2.7.3. 1. konditionierten Mustern der Gurtbänder nicht weniger 
als 1 470 daN betragen. Der Unterschied zwischen den Bruchlasten 
der beiden Muster darf 10 Vo der höheren gemessenen Bruchlast 
nicht übersteigen. 

2.5.3. Festigkeit nach Spezialbehandlung 

Die Bruchlast der beiden nach Punkt 2.7.3., ausgenommen Punkt 

2.7.3. 1. konditionierten Gurtbandmuster, muß mindestens 75 Vo des 
Mittelwertes der nach Punkt 2.5.2. ermittelten Lasten und mindestens 
1 470 daN betragen. Die zuständige Behörde kann auf eine oder 
mehrere dieser Prüfungen verzichten, wenn die Beschaffenheit des 
verwendeten Materials oder bereits vorliegende Angaben die Prü- 
fungen überflüssig machen. 

2.6. Vollständiger Gurt 

2.6.1. Vorsdiriften für die dynamische Prüfung 

2.6.1. 1. Der vollständige Gurt bzw. das Haltesystem ist einer dynamischen 
Prüfung nach Punkt 2.7.7. zu unterziehen. 

2.6. 1.2. Die dynamische Prüfung ist an zwei Gurten durchzuführen, die vor- 
her keiner Belastung unterworfen wurden; ausgenommen sind voll- 
ständige Gurte, die Teil eines Haltesystems sind; in diesem Fall 
ist die dynamische Prüfung an Haltesystemen für Sitzreihen aus- 
zuführen, die vorher keiner Belastung unterworfen wurden. Die Ver- 
schlüsse der vollständigen Gurte müssen die Vorschriften von Punkt 

2.4.2.3. erfüllen. Bei Sicherheitsgurten mit Retraktor müssen letztere 
die mechanische Dauerprüfung gemäß Punkt 2.7.6,!., die Korrosions- 
prüfung nach Punkt 2.7.2. und die Staubprüfung nach Punkt 2. 7.6.3. 
durchlaufen haben. Bei dieser Prüfung ist festzustellen, ob folgende 
Bedingungen erfüllt sind: 

2. 6. 1.2.1. Kein zum Halten des Fahrzeugbenutzers bestimmter Teil des Gurtes 
oder des Rückhaltesystems darf reißen, keine Verschluß-, Verriege- 
gelungs- oder Verlagerungseinrichtung darf sich entriegeln, und 


11 



Drucksache 7/3175 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


2. 6.1. 2. 2. die Vorverlagerung muß bei Beckengurten in Höhe des Beckens 
zwischen 80 und 200 mm und bei anderen Gurtarten in Höhe des 
Beckens zwischen 80 und 200 mm, in Höhe des Brustkorbes zwischen 
100 und 300 mm liegen. Diese Vorverlagerungen beziehen sich auf 
die in Anhang VIII, Abbildung 6 angegebenen Meßpunkte. 

2. 6. 1.3. Bei Rückhaltesystemen 

2.6.1. 3.1. darf die Bewegung der Bezugspunkte des Brustkorbes über dem in 
Punkt 2.6. 1.2.2. angegebenen Werten liegen, wenn durch Berech- 
nungen oder eine weitere Prüfung erwiesen ist, daß kein Teil des 
Rumpfes oder des Kopfes der bei der dynamischen Prüfung verwen- 
deten Normpuppe mit einem starren Teil im vorderen Teil des Fahr- 
zeugs hätte in Berührung kommen können, ausgenommen der Brust- 
korb mit der Lenksäule, wenn letztere den Vorschriften der Richt- 
linie 74/297/EWG des Rates vom 4. 6. 1974 entspricht und voraus- 
gesetzt, daß die Berührung mit einer Geschwindigkeit von nicht mehr 
als 24 km/h stattfindet. Für diese Bewertung ist die Stellung des 
Sitzes nach Punkt 2. 7. 7. 1.5. anzunehmen. 

2. 6. 1.3. 2. Bei einem zweitürigen Fahrzeug muß sich die Sitzverstell- und Ver- 
riegelungseinrichtung, die den Insassen auf den Rücksitzen das Ver- 
lassen des Fahrzeugs ermöglicht, nach der dynamischen Prüfung noch 
mit der Hand entriegeln lassen. 

2.6.2. Festigkeit nach dem Verschleißtest 

2.6.2. 1. Bei zwei nach Punkt 2. 7. 3. 6. konditionierten Mustern muß die Bruch- 
last nach den Punkten 2.5.2. und 2.7.5. bestimmt werden. Sie muß 
mindestens 75 ®/o des Mittelwertes der Bruchlasten betragen, die bei 
den Prüfungen von nicht verschlissenen Gurtbändern ermittelt wur- 
den, darf jedoch nicht niedriger sein als die für die Prüfung vor- 
geschriebene Mindestlast. Die Differenz zwischen den Bruchlasten 
der beiden Muster darf nicht größer sein als 20 ®/o der größeren 
der beiden gemessenen Bruchlasten. 

2. 6.2. 2. Nachstehende Tabelle gibt die Liste der zu prüfenden Bauteile und 
die Prüfungen an, denen sie zu unterziehen sind. Für jede Prüfung 
ist ein neues Muster zu verwenden. 



Prüfunqstyp 

Prüfungstyp 

2 

Prüfungstyp 

3 

Befestigungsbeschläge .... 

— 

— 

X 

Umlenkbeschlag 

— 

X 

— 

Verschluß 1 

— 

X 

X 

Verstelleinrichtung 

X 

X 

X 

Durch eine Nähnaht mit 
dem Gurtband verbun- 
dener Beschlag 

— 

— 

X 


2.7. Prüfungen 

2.7.1. Verwendung der für die Genehmigung eines Gurttyps oder Rück- 
haltesystemtyps vorgelegten Muster (siehe Anhang XIII) 

2.7. 1.1. Für die Prüfung des vollständigen Gurtes, das Öffnen des Verschlus- 
ses und den Kälteschocktest sind zwei vollständige Gurte erforderlich. 

2. 7. 1.2. Ein vollständiger Gurt dient zur Entnahme von Teilen des Gurtes 
für die Korrosionsprüfung und die Festigkeitsprüfung des Ver- 
schlusses. 

2. 7. 1.3. Für den Verschleißtest und den Mikroschlupftest sind zwei voll- 
ständige Gurte erforderlich. 

2.7. 1.4. Der in Punkt 2. 1.2.3. erwähnte zusätzliche Gurt wird für die Korro- 
sionsprüfung benutzt. 


12 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3175 


2.7. 1.5. 

2.7.1.6. 

2.7.2. 

2.7.2.1. 

2.7.2.2. 

2.7.3. 

2.7.3.1. 

2.7.3.2. 

2.7.3.2.1. 

2.7.3.2.2. 

2.7.3.3. 

2.7.3.3.1. 

2.7.3.3.2. 


Das Muster des Gurtbandes ist für die Prüfung der Bruchfestigkeit 
des Gurtbandes zu benutzen. Ein Teil dieses Musters ist während 
der Gültigkeitsdauer der Genehmigung aufzubewahren. 

Die Prüfstelle, die die Prüfungen für die Bauartgenehmigung durch- 
führt, ist berechtigt, zusätzlich zu den in den Punkten 2.1. 2.2., 2. 1.2. 1.3. 
und 2. 1.2. 4. erwähnten weitere Muster anzufordern. 

Korrosionsprüfung 

Ein vollständiger Gurt ist gemäß den Angaben von Anhang XIII 
in eine Prüfkammer zu verbringen. Bei einem Gurt mit Retraktor muß 
das Gurtband in seiner ganzen Länge bis auf 300 ± 3 mm abgerollt 
sein. Mit Ausnahme etwa erforderlicher kurzer Unterbrechungen, 
zum Beispiel zum Prüfen und Auffüllen der Salzlösung, muß sich 
die Prüfxmg fortlaufend über einen Zeitraum von 50 Stunden er- 
strecken. 

Zum Abschluß der Prüfung ist der Gurt zur Entfernung eventueller 
Salzrückstände vorsichtig zu waschen oder in fließendes klares Was- 
ser zu tauchen, das nicht wärmer als 38° sein darf; 
anschließend läßt man ihn 24 Stunden bei Raumtemperatur trocknen, 
ehe die Untersuchung nach Punkt 2. 4. 1.2. vorgenommen wird. 

Konditionieren der Gurtbänder für die Prüfung der Bruchfestigkeit 

Aus dem Gurtband nach Punkt 2. 1.2. 3. geschnittene Muster sind wie 
folgt zu konditionieren: 

Konditionierung auf Raumtemperatur und -feuchtigkeit 

Das Gurtband ist wenigstens 24 Stunden lang bei einer Lufttem- 
peratur von 20° C ± 5° C und einer relativen Luftfeuchtigkeit von 
65 o/o ± 5 o/o zu lagern. Wird die Prüfung nicht unmittelbar nach 
der Konditionierung durchgeführt, so ist das Muster bis zum Beginn 
der Prüfung in einem luftdicht verschlossenen Behälter aufzubewah- 
ren. Die Bruchlast ist innerhalb von 5 Minuten, nachdem es aus der 
Konditionierungsatmosphäre oder dem Behälter entnommen wurde, 
zu bestimmen. 

Liditbeständigkeit 

Hierfür gilt die Empfehlung ISO/R 105 — 1959 „Prüfung der Farbecht- 
heit von Geweben" samt den Nachträgen I (ISO/R 105 — 1959/Al — 
1963) und II (ISO/R 105/11 — 1963). Das Gurtband ist dem Licht so 
lange auszusetzen, bis das Prüfnormal Blau Nr. 7 soweit entfärbt 
wird, daß es hinsichtlich seines Kontrastes der Nr. 4 der Grauskala 
entspricht. 

Anschließend ist das Gurtband mindestens 24 Stunden lang bei einer 
Lufttemperatur von 20° C ± 5° C und einer relativen Luftfeuchtig- 
keit von 650/0 ± 50/0 zu lagern. Nach Herausnahme des Gurtbandes 
aus der Prüfanlage ist innerhalb von 5 Minuten die Bruchlast zu 
bestimmen. 

Kältebeständigkeit 

Das Gurtband ist wenigstens 24 Stunden lang bei einer Lufttem- 
peratur von 20 °C ± 5° C und einer relativen Luftfeuchtigkeit von 
65 0/0 ± 5 0/0 zu lagern. 

Anschließend ist das Gurtband in einer Kältekammer mit einer Tem- 
peratur von —30° C ± 5° C IV 2 Stunden lang auf ebener Fläche 
zu lagern. Sodann ist es zu falten und die Falte ist mit einem zuvor 
auf — 30° C abgekühlten Gewicht von 2 kg zu beschweren. 

Nachdem das Gurtband weitere 30 Minuten in derselben Kühl- 
kammer unter Belastung gelegen hat, ist das Gewicht zu entfernen 
und innerhalb von fünf Minuten nach dem Herausnehmen des Gurt- 
bandes aus der Kältekammer die Bruchlast zu bestimmen. 
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2.7.3. 4. Wärmebeständigkeit 

2.7.3.4.1. Das Gurtband ist während 3 Stunden in einer Wärmekammer bei 

einer Temperatur von 60® C ± 5® C und einer relativen Luftfeuch- 
tigkeit von 65 ± 5 Vo zu lagern. 

2.7.3.4.2. Die Bruchlast ist innerhalb von fünf Minuten nach dem Herausneh- 
men des Gurtbandes aus der Wärmekammer zu bestimmen. 

2. 7.3. 5. Feuditigkeitsbeständigkeit 

2.7.3.5.1. Das Gurtband ist während 3 Stunden in destilliertem Wasser bei 
einer Temperatur von 20® C ± 5® C, dem eine Spur eines Netz- 
mittels zugefügt wurde, zu lagern. Jedes für die zu prüfende Faser 
geeignete Netzmittel darf verwendet werden. 

2.7. 3.5.2. Die Bruchlast ist innerhalb von 10 Minuten nach dem Herausnehmen 
des Gurtbandes aus dem Wasser zu bestimmen. 


2.7.3.6. Festigkeitsprüfungen nach dem Verschleißtest 

2.7.3.6.1. Die dem Verschleißtest zu unterziehenden Muster sind wenigstens 
24 Stunden lang bei einer Lufttemperatur von 20® C ±5® C und ei- 
ner relativen Luftfeuchtigkeit von 65 Vo ±5Vo zu lagern. Die Raum- 
temperatur während der Prüfung muß zwischen 15 und 30® C betragen. 

2.7.3. 6.2. Der Verschleißtest ist an allen Einrichtungen vorzunehmen, bei denen 
das Gurtband mit starren Teilen des Sicherheitsgurtes in Berühung 
kommt. Im Versuchs auf bau ist die relative Stellung zwischen Gurt- 
band und Berührungsfläche annähernd wiederzugeben. 

2.7. 3. 6.3. Aus der nachstehenden Tabelle sind die allgemeinen Prüfbedingungen 
ersichtlich. 



Belastung 
in N 

Frequenz 
in Hz 

Anzahl der 
Zyklen 

Hub 
in cm 

Prüfung Typ 1 

50 

0,5 

5 000 

30 + 2 

Prüfung Typ 2 

5 

0,5 

45 000 

30 ± 2 

Prüfung 





Typs*) 

r 

Cn 

O 

0,5 

45 000 



*) Siehe Punkt 2.7.6.4.3. 

Der in der 5. Spalte der vorstehenden Tabelle angegebene Hub ist die 
Amplitude der hin- und hergehenden Bewegung des Gurtbandes. 

2.7.3.6.3. Prüfungsbedingungen im einzelnen. 

2.7.3.6.3.1. Prüfung Typ 1: Das Gurtband läuft durch eine Gurtverstelleinriditung 
Eine Belastung von 50 N wird an einem Ende des Gurtbandes ange- 
bracht; 

das andere Ende des Gurtbandes wird mit einer Einrichtung befestigt, 
die dem Gurtband eine waagerechte Hin- und Herbewegung erteilt. 
Die Verstelleinrichtung muß so auf dem waagerechten Gurtbandteil 
angebracht werden, daß das Gurtband unter Spannung bleibt. 

(si'öhe Anhang XII — Abbildung 1). 

2.7.3.6.3.2. Prüfung Typ 2: Das Gurtband läuft durch ein starres Teil und ändert 
seine Richtung 

Bei dieser Prüfung müssen die Winkel, die die beiden Gurtbandenden 
miteinander bilden, dem im Anhang XII, Abbildung 2 gezeigten 
Schema entsprechen. Die Belastung von 5 N wird als ständige Last 
angebracht. 
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2. 7. 3. 6.3. 3. Prüfung Typ 3: Das Gurtband ist mit einem starren Teil durch Annähen 
oder ähnlich verbunden 

Die gesamte Hin- und Herbewegung muß 300 ± 20 mm betragen, die 
Belastung von 50 N wird jedoch nur während eines Hubes von 
100 ± 20 mm pro Halbperiode aufgebracht. 

(si'ehe Anhang XII — Abbildung 3). 

2. 7.3. 7. Mikroschlupf-Prüfung (siehe Anhang XII — Abbildung 3) 

2.7.3.7.1. Die dem Mikroschlupf zu unterziehenden Muster sind wenigstens 
24 Stunden lang bei einer Lufttemperatur von 20° C ± 5° C und einer 
relativen Luftfeuchtigkeit von 65 ®/o ± 5 ®/o zu lagern. Die Prüfung ist 
bei einer Temperatur zwischen 15 und 30° C vorzunehmen. 

2. 7.3. 7.2. Die Verstelleinrichtung wird an einem senkrechten Gurtband ange- 
bracht, dessen eines Ende mit einem Gewicht von 50 N belastet wird. 
Das andere Ende wird über eine waagerechte Umlenkrolle geführt, 
deren Achse parallel zur Ebene des Gurtbandes verläuft und die das 
Gurtband iti die Horizontale umlenkt. 

2.7.3. 7.3. Die zu prüfende Verstell einrichtung ist so auszurichten, daß ihre Mitte 
in der höchsten möglichen Stellung 300 ± 5 mm von einem Aufliege- 
tisch entfernt ist, wobei die Last von 50 N selbst 100 ± 5 mm von dem 
Tisch entfernt sein muß. 

2. 7.3. 7. 4. Die Prüfdauer muß 1000 Zyklen bei einer Frequenz von 0,5 Zyklen 
pro Sekunde und einer Amplitude von 300 ± 20 mm betragen. Die 
Last von 50 N wird nur während eines Hubes von 100 ± 20 mm je 
Halbperiode aufgebracht. 

2.7.4. Prüfung der Bruchfestigkeit des Gurtbandes (statische Prüfung) 

2.7.4. 1. Die Prüfungen sind jedesmal mit zwei neuen Gurtbandmustern von 
ausreichender Länge durchzuführen, die nach einer der Vorschriften 
von Punkt 2.7.3. konditioniert worden sind. 

2.7 .4.2. Jedes der Gurtbänder ist in den Klemmbacken einer Zugprüfmasdiine 
zu befestigen. Die Klemmbacken müssen so beschaffen sein, daß die 
Gurtbänder an ihnen oder in ihrer Nähe nicht reißen. Die Prüf- 
geschwindigkeit muß etwa 100 mm/min betragen. Die freie Länge 
des Prüflings zwischen den Klemmbacken der Maschine muß zu 
Beginn der Prüfung 200 ± 40 mm betragen. 

2.7.4.3. Bei Erreichen der Last von 980 daN ist die Breite des Gurtbandes 
zu messen, ohne die Maschine anzuhalten. 

2.7.4.4. Die Spannung ist zu erhöhen, bis das Gurtband reißt; die Größe der 
Bruchlast ist festzuhalten. 

2.7 .4.5. Gleitet das Gurtband oder reißt es an einer der Klemmbacken oder 
innerhalb eines Abstandes von 10 mm von diesen, so ist die 
Prüfung ungültig und sie ist mit einem anderen Prüfling durchzu- 
führen. 

2.7.5. Festigkeitsprüfung von Bestandteilen des Sicherheitsgurtes, die starre 
Teile enthalten 

2.7.5. 1. Der Verschluß und die Gurtverstelleinrichtung sind durch ihre nor- 
malen Befestigungsbeschläge an die Zugprüfmaschine anzuschließen 
und eine Last von 980 daN aufzubringen. 

Ist der Verschluß oder die Verstelleinrichtung jedoch Bestandteil des 
Befestigungsbeschlages, so ist dieser Verschluß oder diese Verstell- 
einrichtung mit dem Befestigungsbeschlag nach Punkt 2. 7. 5. 2. zu prü- 
fen, ausgenommen im Falle von Refraktoren mit Umlenkbeschlägen 
an der Türsäule. Bei Refraktoren, die als Gurtverstelleinrichtung 
geprüft werden, muß die auf der Trommel verbleibende Bandlänge 
im Augenblick der Verriegelung möglichst nahe bei 450 mm liegen. 

2.7.5.2. Die Befestigungsbeschläge sind in derselben Weise zu prüfen wie 
in Punkt 2.7.5. 1. beschrieben; die Last muß jedoch 1470 daN betra- 
gen und ist vorbehaltlich der Vorschriften des Punktes 2. 7. 7.1., 
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2.7.5.3. 

2.7.5.4. 


2.7.5.5. 

2.7.5.6. 

2.7.6. 
2.7.6. 1. 

2.7.6. L1 


2.7.6.1.2. 

2.7.6.2. 
2.7.6.2.I. 
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Satz 2 in der ungünstigsten Richtung aufzubringen, die sich bei vor- 
schriftsmäßiger Anbringung des Gurtes im Fahrzeug ergeben kann. 
Bei Retraktoren wird die Prüfung mit vollständig abgerolltem Gurt- 
band durchgeführt. 

Zwei Muster eines vollständigen Sicherheitsgurtes sind zwei Stun- 
den lang in einen auf —10° C ±1° C gekühlten Raum zu legen. 
Die passenden Teile des Verschlusses werden sodann nach Entnahme 
aus dem gekühlten Raum von Hand zusammengefügt. 

Zwei Muster eines vollständigen Sicherheitsgurtes werden zwei 
Stunden lang in einen auf — 5°C ± 1°C gekühlten Raum gelegt. 
Die der Prüfung unterzogenen starren Teile und Kunststoffteile wer- 
den nacheinander auf eine ebene starre Unterlage gelegt (die zu- 
sammen mit den Prüfmustern in den Kühlraum gestellt worden ist), 
die wiederum auf die horizontale Oberfläche eines kompakten, starren 
Blocks von mindestens 100 kg Masse gelegt wird; sodann läßt man 
innerhalb von 30 Sekunden nach der Herausnahme aus dem Kühl- 
raum ein Stahlgewicht mit einer Masse von 18 kg aus 300 mm Höhe 
im freien Fall auf das Prüfmuster aufschlagen. Die Aufschlagseite 
dieses Gewichtes muß eine konvexe Oberfläche mit einer Härte von 
mindestens 45 HRC und einem Radius von 10 mm in Querrichtung 
und einem Radius von 150 mm in Längsrichtung aufweisen. 

Bei einem Muster wird die Prüfung so durchgeführt, daß die Achse 
der gekrümmten Stange in Längsrichtung des Gurtbandes liegt, beim 
anderen Prüfmuster in der Weise, daß die gekrümmte Stange senk- 
recht zum Gurtband liegt. 

Verschlüsse, die für zwei Gurte gemeinsame Teile haben, werden 
so belastet, daß die bei normaler Benutzung der Gurte im Fahrzeug 
auftretenden Bedingungen simuliert werden, wenn sich die Sitze 
in der mittleren Stellung befinden. Die Richtung der Belastung ist 
nach Punkt 2.7.7. 1. festzustellen. Jedes Gurtband wird gleichzeitig 
mit 1 470 daN belastet. Ein geeignetes Gerät für diese Prüfung ist 
in Anhang XI dargestellt. 

Bei Prüfung einer manuellen Verstelleinrichtung wird das Gurtband 
unter Berücksichtigung der normalen Verwendungsbedingungen 
mit einer Geschwindigkeit von etwa 100 mm/s gleichmäßig durch die 
Verstelleinricktung gezogen, wobei die Höchstkraft nach den ersten 
25 mm Gurtbandbewegung auf das nächste ganzzahlige N gemessen 
wird. Bei der Prüfung ist das Gurtband in beiden Richtungen durch 
die Verstelleinrichtung zu führen, wobei es vor der Messung zehn- 
mal zu verstellen ist. 

Zusätzliche Prüfungen für Retraktoren 

Dauerprüfung des Retraktormechanismus 

Das Gurtband wird mit der vorgeschriebenen Häufigkeit auf- und 
abgerollt, und zwar mit einer Geschwindigkeit von maximal 30 Zyklen 
je Minute. Bei Retraktoren mit Notverriegelung wird nach je 5 Auf- 
und Abrollvorgängen ein kräftigerer Stoß ausgeübt, der die Ver- 
riegelungseinrichtung betätigen soll. Die gleiche Anzahl von Stößen 
wird in fünf verschiedenen Stellungen wiederholt, nämlich bei 90, 
80, 75, 70 und 65 Vo der Gesamtlänge des am Retraktor befestigten 
Gurtbandes, übersteigt diese Länge jedoch 900 mm, so werden die 
vorgenannten Prozentsätze auf die letzten 900 mm Gurtlänge be- 
zogen, die im Retraktor verbleiben. 

In Anhang IV findet sich die Beschreibung eines Gerätes, das für 
die Durchführung der Prüfungen nach Punkt 2.7. 6. 1.1. geeignet ist. 

Verriegelung der Retraktoren mit Notverriegelung 

Der Retraktor wird bei voll abgerollter Gurtlänge abzüglich 300 
± 3 mm geprüft. 
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2. 7. 6.2. 1.1. Wird ein Retraktor mit Verriegelung durch die Gurtbewegung be- 
tätigt, so erfolgt das Ausziehen des Gurtbandes in der Richtung, die 
sich bei dem im Fahrzeug eingebauten System normalerweise ein- 
stellt. 

2. 7.6.2. 1.2. Werden die Retraktoren auf ihre Empfindlichkeit bezüglich der Fahr- 
zeugverzögerung geprüft, so werden die Prüfungen bei der oben 
genannten abgerollten Gurtbandlänge durchgeführt, und zwar in 
zwei zueinander senkrechten Achsen, die waagerecht liegen müs- 
sen, wenn der Retraktor nach den Angaben des Herstellers des Si- 
cherheitsgurtes in das Fahrzeug eingebaut ist. Eine der Achsen muß 
in der von dem mit der Abnahme der Prüfung beauftragten tech- 
nischen Dienst gewählten Richtung liegen, die die ungünstigsten 
Betriebsbedingungen ergibt. 

2.7.6.2.2. In Anhang V findet sich die Beschreibung eines Gerätes, das zur 
Durchführung der Prüfungen nach Punkt 2.7.6.2.I. geeignet ist. Dieses 
Gerät muß so gebaut sein, daß die vorgeschriebene Beschleunigung 
mit einem mittleren Gradienten von 10 g oder mehr pro Sekunde 
erreicht wird. 

2.7. 6.2. 3. Um die Einhaltung der Vorschriften der Punkte 2.4.5. 3. 1.3. und 
2.4.5.3.I.4. zu überprüfen, muß der Retraktor auf einem horizontalen 
Tisch montiert werden, der seinerseits mit einem Gradienten von nicht 
mehr als 2 Grad pro Sekunde geneigt wird, bis der Retraktor sich 
verriegelt. Die Prüfung ist in anderen Richtungen zu wiederholen, 
um sicherzustellen, daß diese Vorschriften erfüllt sind. 

2. 7.6.3. Widerstandsfähigkeit gegen Staub 

2.7.6.3.1. Der Retraktor wird in eine Prüfkammer nach Anhang VI in derselben 
Richtung wie im Fahrzeug eingebaut. Die Prüfkammer enthält Staub 
entsprechend den Angaben von Punkt 2. 7. 6.3.2. Das Gurtband des 
Retraktors wird auf 500 mm abgerollt und in dieser Länge festgehal- 
ten, außer bei den Prüfungen, bei denen 10 vollständige Auf- und 
Abrollvorgänge in der Minute oder alle zwei Minuten nach Einwirken 
des Staubes vorgeschrieben sind. 

Der Staub wird fünf Stunden lang alle 20 Minuten 5 Sekunden lang 
mit öl- und fettfreier Druckluft aufgewirbelt, die einen Druck von 
5,5 ± 0,5 bar besitzt und durch eine Ausblasöffnung von 1,5 ± 0,1 mm 
Durchmesser entweicht. 

2.7.6.3. Der unter Punkt 2.7.6.3.I. beschriebene Staub besteht aus etwa 1 kg 
getrocknetem Quarz. Die Körnung ist folgende: 

a) Durchgang durch Maschenweite 1 50 Drahtdurchmesser 1 04 M- : 90 
bis 100 ®/o 

b) Durchgang durch Maschenweite 105 Drahtdurchmesser 64 : 76 

bis 86 Vo 

c) Durchgang durch Maschenweite 75 Drahtdurchmesser 52 : 60 

bis 70 ö/o 

2.7.6.4. Auf- und Abrollkräfte 

2.7.6.4.1. Die Auf- und Abrollkräfte werden an dem an einer Normpuppe be- 
festigten vollständigen Gurt wie bei der dynamischen Prüfung nach 
Punkt 2.7.7. gemessen. Die Gurtbandspannung ist am Berührungspunkt 
mit der Normpuppe (jedoch ohne Berührung mit ihr) zu messen, wäh- 
rend das Gurtband mit einer Geschwindigkeit von etwa 0,6 m pro 
Minute auf- und abgerollt wird. 

2.7.7. Dynamische Prüfung des vollständigen Gurtes bzw. des Rückhalte- 
systems 

2.7.7. 1. Der Gurt ist sodann an einem Prüfwagen (Schlitten) zu befestigen, 
der mit dem Sitz und den Verankerungen nach Anhang VII ausge- 
stattet ist. Ist jedoch der Gurt für ein bestimnites Fahrzeug oder be- 
stimmte Fahrzeugtypen vorgesehen, so sind von der Prüfstelle die 


17 



Drucksache 7/3175 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


2.7.7.1.1. 

2.7.7.1.2. 

2.7.7.1.3. 

2.7.7.1.4. 

2.7.7.1.5. 

2.7.7.1.6. 
2.7.7.2. 


2.7.7.3. 

2.7.7.4. 


Abstände zwischen der Normpuppe und den Verankerungen entwe- 
der nach den mit dem Gurt gelieferten Einbauanweisungen oder nach 
den Angaben des Fahrzeugherstellers zu wählen. 

Sidierhedljsgurte, die zu einem Haltesystem gehören, werden an dem 
Teil des Fahrzeugaufbaues angebracht, an dem sie sich normalerweise 
befinden; idieses Teil wird wie folgt auf dem Prüf schlitten befestigt: 

Die Art der Befestigung des Fahrzeugs während der Prüfung darf 
nicht dazu führen, daß die Verankerungspunkte der Sitze oder der 
Sicherheitsgurte verstärkt werden oder die normale Verformung des 
Aufbaues abgeschwächt wird. Es ist kein vorderes Teil des Fahr- 
zeugs zu verwenden, das die Vorwärtsbewegung der Normpuppe, 
ausgenommen deren Fuß, einschränken und auf diese Weise die 
Belastung, dem das Rückhaltesystem während der Prüfung ausgesetzt 
ist, vermindern würde. Die nicht verwendeten Teile des Aufbaues 
können durch Teile gleicher Widerstandsfähigkeit ersetzt werden, 
sofern diese die Vorwärtsbewegung der Normpuppe in keiner Weise 
behindern. 

Eine Bef es tigungs Vorrichtung gilt als ausreichend, wenn sie keinerlei 
Einwirkung auf einen Bereich ausübt, der sich über die gesamte 
Breite des Aufbaues erstreckt, und wenn das Fahrzeug oder der Auf- 
bau in einer Entfernung von mindestens 500 mm vor dem Veranke- 
rungspunkt des zu prüfenden Rückhaltesystems festgehalten wurde. 
Der hintere Aufbau ist in einer den Bedingungen des Punktes 
2.7.7. 1.2. entsprechenden ausreichenden Entfernung hinter den Ver- 
ankerungspunkten zu befestigen. 

Die Sitze sind einzubauen und in derjenigen Benutzungsstellung 
einzustellen, die nach Auffassung des technischen Dienstes, der die 
Prüfungen für die Bauartgenehmigung durchführt, die die ungünstig- 
sten Bedingungen bezüglich der Festigkeit ergibt, die mit dem Auf- 
setzen der Normpuppe vereinbar sind. Die Einstellung der Sitze ist 
im Prüfbericht anzugeben. Sofern die Sitzlehne verstellbar ist, ist 
sie nach der vom Hersteller angegebenen Stellung zu verriegeln 
oder, falls keine solchen Angaben vorliegen, so zu verriegeln, daß 
sich ein effektiver Winkel von möglichst 25° ergibt. 

Für die Bewertung der Anforderungen von Punkt 2.6.2.3.I. ist an- 
zunehmen, daß der Sitz so weit vorn eingestellt ist, wie es die 
Ausmaße der Normpuppe erlauben. 

Alle Sitze einer Sitzreihe sind gleichzeitig zu prüfen. 

Der Gurt ist wie folgt um die in der Anlage VIII definierte Norm- 
puppe zu legen. Zwischen dem Rücken der Normpuppe und die 
Rückenlehne ist ein 25 mm dickes Brett zu legen. Der Gurt ist der 
Normpuppe fest anzulegen. Das Brett ist sodann zu entfernen und 
die Normpuppe so zu setzen, daß ihr Rücken auf ganzer Länge die 
Sitzlehne berührt. Bei einem Verschluß mit Exzenter muß die Ver- 
riegelung allein durch die Wirkung seiner Feder gewährleistet sein; 
die Verriegelung darf nicht durch Gewalt oder durch brüskes Schlie- 
ßen erreicht werden. Wirken bei einem Verschluß Metallteile auf 
Metall, so ist zu prüfen, ob die Art des Eingriffs der beiden Teile 
die Zuverlässigkeit der Verriegelung oder die Festigkeit des Ver- 
schlusses nicht vermindert. 

Die freien Enden des Gurtbandes müssen genügend weit über die 
Verstelleinrichtungen hinausragen, weil ein Gleiten möglich ist. 

Der Prüfwagen (Schlitten) ist so zu beschleunigen, daß er im Augen- 
blick des Aufpralls antriebslos eine Geschwindigkeit von 50 km/h 
± 1 km/h hat und sich die Normpuppe nicht bewegt. Die Brems- 
strecke des Prüfwagens (Schlittens) muß 40 cm ± 5 cm betragen. Der 
Prüfwagen (Schlitten) muß während der Verzögerung waagerecht 
bleiben. Die Verzögerung ist unter Verwendung der in Anhang VII 
beschriebenen Bremseinrichtung oder einer beliebigen anderen Ein- 
richtung zu bewirken, die gleichwertige Resultate angibt. Der Apparat 
muß den Vorschriften von Anhang IX entsprechen. 
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2.7.7.5. Die Geschwindigkeit des Prüfwagens (Schlittens) unmittelbar vor 
dem Aufprall und die maximale Vorverlagerung der Normpuppe 
sind zu messen. 

2.7.7.6. Nach dem Aufprall sind der Gurt bzw. das Haltesystem und seine 
starren Teile ohne Öffnen des Verschlusses durch Augenschein auf 
Beschädigungen und Brüche zu prüfen. Bei Haltesystemen ist nach 
der Prüfung auch festzustellen, ob die mit dem Prüfwagen (Schlitten) 
verbundenen Teile des Fahrzeugaufbaues eine bleibende Verformung 
erfahren haben. Werden derartige Verformungen bemerkt, ist diese 
Tatsache bei Berechnungen gemäß Punkt 2.6.2.3.I. zu berücksichtigen. 

2.7.8. Verschlußprüfung 

2.7.8. 1. Bei dieser Prüfung sind die bereits bei der dynamischen Prüfung des 
vollständigen Gurtes nach Punkt 2.7.7. benutzten Gurte zu verwenden. 

2.7.8.2. Nach Durchführung der in Punkt 2.7.7. vorgesehenen Prüfung ist eine 
Kraft von 66 daN horizontal auf die Normpuppe aufzubringen, um 
den Gurt zu belasten; die zum öffnen des so belasteten Verschlusses 
erforderliche Kraft ist zu messen. 

2.7.8.3. Die Kraft zum Öffnen des Verschlusses ist durch eine Federwaage 
oder ein anderes Kraftmeßgerät in einer Weise und Richtung auf- 
zubringen, die dem normalen öffnen des Verschlusses entspricht. 

2. 7.8.4. Die Kraft zum öffnen des Verschlusses ist zu messen und ein etwaiges 
Versagen des Verschlusses zu vermerken. 

2. 7.8.5. Nach der Verdilußprüfung sind die Teile des Gurtes bzw. des Rück- 
haltesystems zu untersuchen, die nach Punkt 2.7.7. geprüft wurden, 
und der Umfang des Schadens, der während der dynamischen Prü- 
fung an dem Gurt bzw. Rückhaltesystem entstanden ist, im Prüf- 
bericht aufzuführen. 

2.7.9. Prüfbericht 

Im Prüfbericht sind die Prüfergebnisse nach Punkt 2.7., insbeson- 
dere die Geschwindigkeit des Prüfwagens (Schlittens), die maximale 
Vorverlagerung der Normpuppe, die Lage des Verschlusses sowie 
Schäden oder Brüche festzuhalten. Sind die in Anhang VII bezeichneten 
Stellen für die Verankerungen nach Punkt 2.7.7. 1. nicht benutzt wor- 
den, so sind im Prüfbericht die Anordnungen des Gurtes bzw. des 
Rückhaltesystems zu beschreiben und die wichtigsten Winkel und 
Abmessungen anzugeben. 

Im Bericht sind auch alle Verformungen oder Brüche des Verschlus- 
ses anzuführen, die bei der Prüfung eingetreten sind. 

Bei Haltesystemen ist im Prüfbericht auch die Art der Befestigung 
des Fahrzeugaufbaues am Prüfwagen (Schlitten), die Stellung der 
Sitze und die Neigung der Sitzlehnen anzugeben. Hat die Vorver- 
lagerung der Normpuppe die in Punkt 2. 6.2.3. angegebenen Werte 
überschritten, so ist im Prüfbericht zu vermerken, ob die Vorschrif- 
ten von Punkt 2.6,2.3.1. erfüllt sind. 

2.8. Übereinstimmung der Produktion 

2.8.1. Die Häufigkeit der in Artikel 1 Absatz 2 erwähnten Stichproben 
muß so gewählt werden, daß wenigstens ein von 2500 hergestellten 
Sicherheitsgurten bzw. Haltesystemen jedes Typs, der eine Bauart- 
genehmigung besitzt, den in Punkt 2.8.3. vorgeschriebenen Prü- 
fungen unterzogen wird, wobei die Frequenz mindestens 1 und höch- 
stens 50 Stichproben pro zwölf Fertigungsmonaten beträgt. 

2.8.2. Für die Prüfungen sind im Verkauf befindliche oder zum Verkauf 
bestimmte Gurte zu verwenden. 

2.8.3. Die zur Überprüfung der Übereinstimmung mit einem genehmigten 
Typ entnommenen Gurte sind Prüfungen zu unterziehen, die von der 
zuständigen Behörde aus den in den Punkten 2.6. und 2.7. beschrie- 
benen ausgewählt werden. 
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2,8.4. Besteht eine Stichprobe die Prüfung, der sie unterzogen wurde, nidif, 
so müssen weitere drei Proben geprüft werden. Besteht eine dieser 
Proben die Prüfung ebenfalls nicht, so kommen die Bestimmungen 
von Artikel 3 Absatz 2 zur Anwendung. 

2.9. Gebrauchsanleitung 

Jedem Sicherheitsgurt sind die in der Anlage X genannten Anwei- 
sungen beizufügen. 


3. 

3.1. 

3.1.1. 

3.1.2. 

3.1.3. 

3.2. 

3.2.1. 

3.2.2. 


3.2.2.1. 

3.2.2.2. 

3.2.2.3. 


3.3. 

3.3.1. 

3.3.2. 


Einbauvorschriften 
Ausrüstung der Fahrzeuge 

Jedes in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallende Fahr- 
zeug muß mit den folgenden Typen von Sicherheitsgurten bzw. von 
Haltesystemen, die solche Gurttypen enthalten, ausgerüstet sein: 

An den vorderen äußeren Sitzplätzen mit Dreipunktgurten mit Retrak- 
toren; 

an den vorderen mittleren Sitzpositionen mit Dreipunktgurten, die 
wahlweise Retraktoren enthalten können; 

an den hinteren Sitzplätzen mit Becken- oder Dreipunktgurten, die 
wahlweise Retraktoren enthalten können. 

Allgemeine Vorschriften 

Die Sicherheitsgurte und Haltesysteme müssen an Verankerungen be- 
festigt sein, die den Vorschriften der Richtlinie 75/ /EWG vom 

1975 betreffend die Verankerungen von Sicherheits- 
gurten in Kraftfahrzeugen entsprechen. Insbesondere ist beim Einbau 
folgendes zu beachten: 

Die Sicherheitsgurte bzw. Haltesysteme müssen so eingebaut werden, 
daß ihr einwandfreies Funktionieren bei vorschriftsmäßigem Gebrauch 
gewährleistet ist und sie die Gefahr körperlicher Verletzungen bei Un- 
fällen verringern. 

Sie müssen insbesondere so eingebaut werden, 

daß die Gurtbänder des Sicherheitsgurtes bzw. des Haltesystems sich 
nicht gefahrbringend verlagern können, 

daß die Gefahr, daß ein vorschriftsmäßig angelegtes Gurtband von der 
Schulter des Benutzers gleitet, auf ein Mindestmaß beschränkt wird, 

daß die Gefahr einer Abnutzimg des Gurtbandes durch Kontakt mit 
vorstehenden starren Teilen des Fahrzeugs oder des Sitzaufbaues 
auf ein Mindestmaß beschränkt wird. 

Sondervorschriften für die starren Teile von Sicherheitsgurten bzw. 
Rückhaltesystemen 

Durch die starren Teile, wie zum Beispiel Verschlüsse, Verstellein- 
richtungen, Befestigungsbeschläge usw. darf die Gefahr körperlicher 
Verletzung des Fahrzeugbenutzers oder anderer Fahrzeuginsassen bei 
Unfällen nicht vergrößert werden. 

Die Entriegelimgseinrichtung des Verschlusses muß vollständig sicht- 
bar sein und vom Träger leicht zu erreichen sein; sie darf sich nicht 
versehentlich öffnen lassen. Der Verschluß muß so angebracht sein, daß 
er für eine hilfeleistende Person, die den Fahrzeuginsassen bei Gefahr 
befreien will, sofort erreichbar ist. Der Verschluß muß so eingebaut 
sein, daß er von seinem Träger mit einer einzigen Bewegung der einen 
oder anderen Hand nach jeder beliebigen Richtung, sowohl ohne Last, 
als auch wenn er dessen Gewicht aufnimmt, entriegelt werden kann. 
Bei Sicherheitsgurten bzw. Haltesystemen für äußere Vordersitze muß 
der Verschluß auch in derselben Weise verriegelt werden können. 
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3.3.3, 


3.3.4. 


Wenn der Verschluß den Benutzer berührt, muß sichergestellt sein, 
daß die Breite der Kontaktfläche nicht weniger als 46 mm beträgt. 

Wenn der Gurt vom Benutzer angelegt worden ist, muß er sich ent- 
weder automatisch auf ihn einstellen oder so beschaffen sein, daß die 
manuelle Verstelleinrichtung für den Benutzer in sitzender Stellung 
leicht zugänglich und einfach zu betätigen ist. Sie muß sich außerdem 
mit einer Hand mühelos entsprechend dem Körperumfang des Trägers 
und der Stellung des Fahrzeugsitzes verstellen lassen. 

Sicherheitsgurte bzw. Haltesysteme mit Retraktoren müssen so einge- 
baut sein, daß die Retraktoren vorschriftsmäßig funktionieren und 
das Gurtband zuverlässig einrollen können. 
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Anhang II 


Muster eines EWG-Bauartgenehmigungsbogens 

(Max. Format: A4 [210 x 297 mm]) 

Angabe der 
Behörde 


Angaben über die Erteilung, die Versagung, den Entzug der 
EWG-Bauartgenehmigung oder die Erteilung, die Versagung, den 
Entzug der Erweiterung einer EWG-Bauartgenehmigung für einen Typ 
eines Sicherheitsgurtes oder eines Rückhaltesystems 

Nr. der Genehmigung 

1 . Rückhaltesystem/Gurt/Dreipunktgurt/Beckengurt/Spezialgurt/Mit Energieauf- 

nahmeeinriditung/Mit Retraktor *) 

2. Fabrik- oder Handelsmarke 

3. Bezeichnung des Gurt- oder Rückhaltesystemtyps durch den Hersteller 

4. Name des Herstellers 

5. Gegebenenfalls Name seines Vertreters 

6. Anschrift 

7. Zur Genehmigung vorgelegt am 

8. Prüfstelle 

9. Datum des Gutachtens der Prüfstelle 

10. Nummer des Gutachtens der Prüfstelle 

11. Die Genehmigung wird erteilt/versagt*) für die allgemeine Verwendung/ 

für die Verwendung in einem bestimmten Fahrzeug oder in bestimmten Fahr- 
zeugtypen*) 

12. Anbringungsstelle des Genehmigungszeichens und Art der Kennzeichnung 

13. Ort 

14. Datum 

15. Unterschrift 

16. Dieser Benachrichtigung sind folgende Unterlagen, die die vorgenannte Num- 
mer der Genehmigung tragen, beigefügt: 

Zeichnungen, Meßblätter und Pläne des Gurtes einschließlich 

aller vorhandenen Energieaufnahmeeinrichtungen oder Refrak- 
toren j 

Zeichnungen, Meßblätter und Pläne des Rückhaltesystems, des 

Fahrzeugaufbaus und des Sitzaufbaus sowie der Einstelleinrich- 
tungen und Befestigungsbeschläge einschließlich aller etwa vor- 
handenen Energieaufnahmeeinrichtungen oder Refraktoren; 

Fotografien des Gurtes. 


*) Nichtzutreffendes streichen. 
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1 . 

1 . 1 . 

1 . 1 . 1 . 

1 . 1 . 2 . 

1.1.3. 

1. 1.3.1. 

1. 1.3.2. 

1.1.3.2.1 

1.1.3.2.2. 

1, 1.3.3. 

1 . 2 . 

2 . 

2 . 1 . 


Anhang III 


EWG-Genehmigungszeichen 


Allgemeines 

Das Genehmigungszeichen besteht aus: 

einem Rechteck, in dessen Innern sich der Buchstabe „e" befindet, 
gefolgt von der Nummer oder dem Kennbuchstaben des Landes, das 
die Genehmigung erteilt hat (1 für Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für 
Italien, 4 für die Niederlande, 6 für Belgien, 11 für das Vereinigte 
Königreich, 12 für Luxemburg, DK für Dänemark und IRL für Irland) ; 

der Genehmigungsnummer unter dem Rechteck; 

dem oder den nachstehend aufgeführten Zusatzzeichen über dem 
Rechteck: 

Buchstabe „A" bei Dreipunktgurten, Buchstabe „B" bei Beckengurten, 
Buchstabe „C" bei Schulterdoppelgurten mit Beckengurt. 

Die unter Punkt 1.1. 3.1. genannten Zusatzzeichen sind folgendermaßen 
zu ergänzen: 

durch den Buchstaben „e'' bei Gurten mit Energieaufnahmeeinrichtun- 
gen, 

durch den Buchstaben „r" bei Sicherheitsgurten mit Aufrolleinrichtung, 
gefolgt von der Typennummer der verwendeten Aufrolleinrichtung ge- 
mäß Punkt 2.8., sowie durch den Buchstaben „m'\ wenn die verwen- 
dete Aufrolleinrichtung eine Notverriegelung mit mehrfacher Empfind- 
lichkeit besitzt. 

Den unter Punkt 1.1. 3.1. genannten Zusatzzeichen muß der Buchstabe 
vorangestellt werden, wenn der Sicherheitsgurt Teil eines Halte- 
systems ist. 

Die unter Punkt 1.1. auf geführten Angaben können, deutlich lesbar und 
unverwischbar, entweder durch ein Etikett oder durch direkte Stempe- 
lung verwirklicht werden. Das Etikett oder der Stempel dürfen nicht 
durch den Gebrauch abgenutzt werden können. 


Genehmigungszeichenmuster 


’EZäjs 



2439 It 

Der Gurt mit diesem Genehmigungszeichen ist ein Dreipunktgurt 
(„A") mit Energieaufnahmeeinrichtung (e), der in den Niederlanden 
(e 4) unter der Nr. 2439 genehmigt wurde. 
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2439 

Der Gurt mit diesem Genehmigungszeichen ist ein Beckengurt („B") 
mit Retraktor Typ 4 mit mehrfacher Empfindlichkeit, genehmigt in den 
Niederlanden (e 4) unter der Nummer 2439. 

ZSe 


64 


2439 

Der Gurt mit diesem Genehmigungszeichen ist ein Schulter-Doppel- 
gurt mit Beckengurt („G") mit Energieaufnahmeeinrichtung (e), der 
Teil eines Haltesystems („Z") und in den Niederlanden (e 4) unter 
Nummer 2439 genehmigt ist. 

Anmerkung 

Die Genehmigungsnummer und das oder die Zeichen müssen in der Nähe des 
Rechtsecks erscheinen, und zwar entweder über oder unter dem Buchstaben „e" 
bzw. links oder rechts von diesem Buchstaben. Die Ziffern der Genehmigungs- 
nummer müssen zu. ein und derselben Seite vom Buchstaben „e" und in derselben 
Richtung wie dieser angeordnet sein, Zusatzzeichen müssen der Genehmigungs- 
nummer gegenüber angebracht werden. Die Verwendung römischer Ziffern für die 
Genehmigungsnummer ist zu vermeiden, um jede Verwechslung mit anderen 
Zeichen auszuschließen. 
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Anhang IV 


Beispiel für ein Gerät zur Dauerprüfung der Refraktoren 



Anhang V 


Beispiel für ein Gerät zur Prüfung der Verriegelung von 
Refraktoren mit Notverriegelung 

Die untenstehende Abbildung zeigt ein Gerät, das für diese Prüfungen geeignet 
ist. Es besteht aus einem Motor mit Nockenscheiben, die auf einen Stößel wirkt, 
der über einen Seilzug mit einem Schlitten verbunden ist. Der Stößel enthält 
eine Vorrichtung zur Aufnahme der Bewegungsenergie, wenn sidi die Aufroll- 
spule verriegelt, bevor der Stößel seinen Hub vollendet hat. Die Konstruktion 
der Nockenscheibe und die Motordrehzahl sind so abgestimmt, daß die vorge- 
schriebene Beschleunigung mit dem unter Punkt 2. 7.6.2. 2. angegebenen Gradienten 
erreicht wird; der Hub des Stößels muß größer sein als die zulässige Maximal- 
verschiebung des Gurtbandes vor der Verriegelung. 

Auf dem Schlitten ist ein Support befestigt, der so geschwenkt werden kann, daß 
die Aufrolleinrichtung gegenüber der Bewegungsrichtung des Schlittens verschie- 
dene Stellungen einnehmen kann. 

Für die Prüfung der Empfindlichkeit der Aufrolleinrichtungen gegenüber Ver- 
schiebungen des Gurtbandes wird die Aufrolleinrichtung auf einem geeigneten 
festen Support montiert und das Gurtband am Schlitten befestigt. 

Bei diesen Versuchen müssen die vom Hersteller gelieferten Halterungen oder 
andere Bauteile in die Anlage eingebaut werden, um die Montage der Aufroll- 
einrichtungen im Fahrzeug so exakt wie möglich zu simulieren. 

Die zur Simulation der Montage im Fahrzeuginnern erforderlichen Halterungen 
oder sonstigen Bauteile müssen vom Hersteller geliefert werden. 
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Anhang VI 

Beispiel für ein Gerät zur Prüfung der Widerstandsfähigkeit gegen Staub 




Anhang VII 

Beschreibung des Prüf Wagens (Schlittens) , des Sitzes und 
der Verankerungen 

1. Prüfwagen (Schlitten) 

Bei Prüfungen von Sicherheitsgurten muß das Gewicht des nur mit dem Sitz be- 
lasteten Prüfwagens 400 kg ± 20 kg betragen. Bei Prüfungen von Rückhalte- 
systemen muß das Gewicht des Prüfwagens mit dem darauf befestigten Fahrzeug- 
aufbau 800 kg betragen. Erforderlichenfalls kann jedoch das Gesamtgewicht von 
Prüfwagen und Fahrzeugaufbau um jeweils 200 kg erhöht werden. Das Gesamt- 
gewicht darf auf keinen Fall um mehr als ± 40 kg vom Nennwert abweichen. 

2. Sitz 

Außer bei Prüfungen von Rückhaltesystemen muß der Sitz starr sein und eine 
glatte Oberfläche haben. Die Angaben der Abbildung in der Anlage zu diesem 
Anhang sind einzuhalten, wobei darauf zu achten ist, daß kein Metallteil mit dem 
Gurt in Berührung kommen kann. 

3. Verankerungen 

Die Verankerungen sind so anzuordnen, wie in Abbildung 1 dargestellt ist. Die 
der Anordnung der Verankerung entsprechenden Punkte geben die Lage der Be- 
festigung der Enden des Gurtes am Prüfwagen (Schlitten) oder gegebenenfalls 
an den Einrichtungen zur Messung der Kräfte an. Der die Verankerung tragende 
Aufbau muß starr sein. Die obere Verankerung darf sich nicht um mehr als 
0,2 mm (0,08 in) in der Längsrichtung verlagern, wenn eine Kraft von 98 daN 
(100 kp, 220 Ib) in dieser Richtung aufgebracht wird. Der Wagen muß so gebaut 
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sein, daß bei der Prüfung keinerlei bleibende Verformung der die Verankerun- 
gen tragenden Teile eintreten kann. 

4. Bremseinrichtung 

Diese Einrichtung besteht aus zwei gleichen, parallel angeordneten Energieauf- 
nehmern, ausgenommen Rückhaltesysteme, für die vier Energieaufnehmer für das 
Nenngewicht von 800 kg zu verwenden sind. Erforderlichenfalls ist ein zusätz- 
licher Energieaufnehmer für jede Erhöhung des Nenngewichts um 200 kg zu be- 
nutzen. 

Jeder Energieaufnehmer besteht aus: 

— einem Mantel aus Stahlrohr, 

— einem Energieaufnahmerohr aus Polyurethan, 

— • einem Formteil aus geschliffenem Stahl, der in den Energieaufnehmer ein- 
dringt, 

— einer Stange und einer Aufprallplatte. 

Die Maße der verschiedenen Teile dieses Energieaufnehmers sind in der Ab- 
bildung 2 angegeben. 

Die Merkmale des energieaufnehmenden Werkstoffs sind in Tabelle 1 angegeben. 
Unmittelbar vor jedem Versuch müssen die Rohre bei einer Temperatur zwischen 
15 und 30° C 12 Stunden lang unbenutzt gelagert werden. Die Anforderungen an 
die Bremseinrichtung sind in Anhang IX angegeben. Jede andere Einrichtung, die 
zu gleichwertigen Ergebnissen führt, ist zulässig. 


Tabelle I 


Kennwerte des energieaufnehmenden Werkstoffs 

(Methode ASTM D 735, wenn nichts anderes angegeben) 

— Shorehärte A: 95 ± 2 

— Bruchfestigkeit: Ro > 350 kg/cm^ 

— Mindestbruchdehnung: Ao > 400 Vo 
Modul bei 100 Vo Bruchdehnung: ^ llOkg/cm^ 

bei 300 Vo Bruchdehnung: > 240 kg/cm^ 

— Kaltsprödigkeit (Methode ASTM D 736) : 

5 Stunden bei — 55° C 

— Compression set (Methode B): 

22 Stunden bei 70° C < 45 Vo 

— Dichte bei 25° C: 1,05 bis 1,10 

— Alterung in Luft (Methode ASTM D 573); 

70 Stunden bei 100° C — Shorehärte: Änderung um max. ± 3 

— Bruchfestigkeit: Verringerung < 10 Vo Ro 
— Bruchdehnung: Verringerung < 10 Vo Ao 
— Gewicht: Verringerung < 1 Vo 

— Eintauchen in öl (Methode ASTM Nr. 1 Oil): 

70 Stunden bei 100° C — Shorehärte: Änderung max. ± 4 

— Bruchfestigkeit: Verringerung < 15 Vo Ro 
— Bruchdehnung: Verringerung < 10 ^/o Ao 
— Volumen: Aufquellung <! 5 ®/o 

— Eintaudien in öl (Methode ASTM Nr. 3 Oil) : 

70 Stunden bei 100° C — Bruchfestigkeit: Verringerung < 15 Vo Ro 
— Bruchdehnung: Verringerung < 15 Vo Ao 
— Volumen: Aufquellung < 20 Vo 

— Eintauchen in destilliertes Wasser: 

— Bruchfestigkeit: Verringerung < 35 Vo Ro 
1 Woche bei 70° C — Bruchdehnung: Erhöhung < 20 Vo Ao 
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Abmessungen in mm 


Abmessungen in mm 
Toleranzen ±5 mm 


Abbildung 1: Prüfungen, Sitz, Verankerungen 



Abbildung 2: Bremseinrichtung 
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Anhang VIII 


Beschreibung der Normpuppe 
1. Technische Angaben für die Normpuppe 

1.1. Allgemeines 

Die Hauptmerkmale der Normpuppe sind auf den Abbildungen und den 
Tabellen ersiditlidi: 

Abbildung 1 Seitenansicht — Kopf, Hals und Rumpf 
Abbildung 2 Vorderansicht — Kopf, Hals und Rumpf 
Abbildung 3 Seitenansicht — Hüfte, Schenkel und Bein 
Abbildung 4 Vorderansicht — Hüfte, Schenkel und Bein 
Abbildung 5 Hauptabmessungen 

Abbildung 6 Normpuppe in Sitzstellung mit folgenden Angaben: 

— Lage des Schwerpunktes 

— Lage der Punkte, an denen die Verschiebung gemessen 
wird 

— Höhe der Schulter 

Tabelle 1 laufende Nummer, Bezeichnung und Hauptabmessungen 
der Teile der Normpuppe 

Tabelle 2 Gewichte des Kopfes, des Halses, des Rumpfes, der Schen- 
kel und der Beine 

1 .2. Beschreibung der Normpuppe 

1.2.1. Aufbau des Beines (Siehe Abbildungen 3 und 4) 

Das Bein ist aus folgenden drei Teilen aufgebaut: 

— Platte der Fußsohle 30 

— Rohr des eigentlichen Beines 29 
— Rohr des Knies 26 

Das Rohr für das Knie besitzt zwei Kanten, durch die die Bewegungen 
des Beines innerhalb des Schenkels begrenzt werden. 

Das Bein kann aus der geraden Stellung um etwa 120° nach rückwärts 
geschwenkt werden. 

1.2.2. Aufbau des Schenkels (siehe Abbildungen 3 und 4) 

Die Schenkel sind aus drei Teilen aufgebaut: 


— Rohr für das Knie 

22 

— Schenkelstange 

21 

— Hüftrohr 

20 


Zur Begrenzung der Kniebewegungen trägt das Rohr für das Knie 22 
zwei Rillen, die in entsprechende Augen des unteren Teiles des Beines 
einrasten können. 

1.2.3. Aufbau des Rumpfes (siehe Abbildungen 1 und 2) 

Der Rumpf ist aus folgenden Teilen auf gebaut: 


— Hüftband 2 

— Gliederkette 4 

— Rippen 6 und 7 

— Brustbein 8 


— Befestigung der Kette mit 3 sowie mit Teilen von 7 
und 8 
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1.2.4. Hals (siehe Abbildungen 1 und 2) 

Der Hals besteht aus 7 Scheiben aus Polyurethan (9). Der Grad der Stei- 
figkeit des Halses kann mit Hilfe der Verstellvorrichtung für die Kette ge- 
ändert werden. 

1.2.5. Kopf (siehe Abbildungen 1 und 2) 

Der Kopf 15 ist hohl ausgeführt j das Polyurethan wird durch zwei Stahl- 
bänder 17 verstärkt. Die Verstelleinrichtung für die Kette zur Einstellung 
des Halses besteht aus einem Block aus Polyamid 10, einem Spreizrohr 11 
und einem Spannelement 12 und 13. 

Der Kopf kann in dem Gelenk zwischen 1. und 2. Halswirbel (Gelenk- 
Atlas-Axis), das ein Spannelement 14 und 18, das Spreizrohr 16 und den 
Polyamidblock 10 enthält, verdreht werden. 

1.2.6. Verbindung des Kniegelenks (siehe Abbildung 4) 

Das Bein und die Schenkel sind über das Rohr 27 und das Spannelement 
28 miteinander verbunden. 

1.2.7. Verbindung des Hüftgelenks (siehe Abbildung 4) 

Die Schenkel und der Rumpf sind miteinander über das Rohr 23, die Reib- 
scheibe 24 und das Spannelement 25 verbunden. 

1.2.8. Polyurethan 

Typ: PU 123 CH Compound 

Härte: 50 — 60 Shore A 

1.2.9. Überzüge 

Die Normpuppe trägt Spezialüberzüge. 

2. Verstell- und Korrektureinrichtungen 

2.1. Allgemeines 

Um die Normpuppe nach bestimmten Werten und auf ihr Gesamtgewicht 
einstellen zu können, muß der Verteilung dieses Gewichtes mit Hilfe von 
sechs Berichtigungsgewichten von je 1 kg am Hüftgelenk eingestellt wer- 
den Am Rücken des Rumpfes können weitere sechs gleiche Gewichte 
angebracht werden. 

3. Kissen 

Ein Spezialkissen wird zwischen dem Rumpf der Normpuppe und dem 
Überzug angebracht. Das Kissen muß aus Polyäthylenschaum bestehen, 
der nachstehende Kennwerte aufweist: 

Härte: 7 — 10 Shore A 

Dicke: 25 mm ± 5 

Das Kissen muß auswechselbar sein. 

4. Einstellung der Gelenke 

4.1. Allgemeines 

Um reproduzierbare Ergebnisse zu erhalten, muß die Reibung zwischen 
den einzelnen Gelenken angegeben und kontrolliert werden können. 

4.2. Kniegelenke 

Das Kniegelenk wird eingestellt. 

Schenkel und Bein werden senkrecht gestellt. 

Das Bein wird um 30 Grad geschwenkt. 

Die Mutter des Spannelements wird langsam gelöst, bis das Bein unter 
der Wirkung seines Eigengewichtes herabfällt. 

Die Mutter wird in dieser Stellung angezogen. 
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4.3. Hüftgelenk 

Die Hüftgelenke werden durch Veränderung der Steifigkeit eingestellt. 

Die Sdienkel werden waagerecht gestellt, der Rumpf senkrecht. 

Der Rumpf wird nach vorn geneigt, bis der Winkel zwischen Rumpf und 
Schenkel 60 Grad beträgt. 

Das Spamielement wird langsam gelöst, bis der Rumpf unter der Wirkung 
seines Eigengewichtes herabfällt. 

In dieser Stellung ist die Mutter anzuziehen. 

4.4. Gelenk- Atlas-Axis 

Dieses Gelenk wird in der Weise eingestellt, daß es in allen Richtungen 
gerade sein Eigengewicht aufnimmt. 

4.5. Hals 

Der Hals wird mit Hilfe der Verstelleinrichtung der Kette (13) einge- 
stellt. Ist der Hals eingestellt, so verschiebt sich das obere Ende des 
Spannelements um 4 bzw. 6 cm, wenn an ihm eine Horizontalkraft von 
10 daN angebracht wird. 
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Tabelle 1 

lfd. 

Nr. 

Bezeidinung 

Werkstoff 

Abmessungen 

1 

Werkstoff des Rumpfes 

Polyurethan 




2 

Rohr für die Hüfte 

Stahl 

76 X 70 X 100 

mm 

3 

Kettenbefestigung 

Stahl 

25 X 10 X 70 

mm 

4 

Rollenkette 

Stahl 

3/4 

mm 

5 

Schulterstück 

Polyurethan 

— 


6 

Profil 

Stahl 

30 X 30 X 3 X 250 

mm 

7 

Rippen 

gelochte Stahlplatte 

400 X 85 X 1,5 

mm 

8 

Brustbein 

gelochte Stahlplatte 

250 X 90 X 1,5 

mm 

9 

Wirbelscheiben (sechs) 

Polyurethan 

0 90 X 20 

mm 




0 80 X 20 

mm 




0 V275 X 20 

mm 




0 70 X 20 

mm 




0 65 X 20 

mm 




0 60 X 20 

mm 

10 

Block 

Polyamid 

60 X 60 X 25 

mm 

11 

Spreizrohr 

Stahl 

40 X 40 X 2 X 50 

mm 

12 

Bolzen des Spannelementes 

stahl 

M 16 X 90 

mm 

13 

Mutter des Spannelementes 

Stahl 

M 16 

mm 

14 

Spannelement für das 

Gelenk A-A 

Stahl 

0 12 X 130 (M 12) 

mm 

15 

Kopf 

Polyurethan 

— 


16 

Spreizrohr 

Stahl 

0 18 X 13 X 17 

mm 

17 

V erstärkungsplatte 

Stahl 

30 X 3 X 500 

mm 

18 

Muttern des Spannelements 

Stahl 

M 12 


19 

Beine 

Polyurethan 

— 


20 

Hüftrohr 

Stahl 

76 X 70 X 80 

mm 

21 

Schenkelstange 

Stahl 

30 X 30 X 440 

mm 

22 

Knierohr 

Stahl 

52 X 46 X 40 

mm 

23 

Hüftverbindungsrohr 

Stahl 

70 X 64 X 250 

mm 

24 

Reibscheiben (vier) 

Stahl 

160 X 75 X 1 

mm 

25 

Spannelement 

Stahl 

M 12 X 320 

Schraube und Mutter 

mm 

26 

Knierohr 

Stahl 

52 X 46 X 160 

mm 

27 

Knieverbindungsrohr 

Stahl 

44 X 39 X 190 

mm 

28 

Platte des Spannelements 

Stahl 

0 70 X 4 

mm 

29 

Beinrohr 

Stahl 

50 X 50 X 2 X 460 

mm 

30 

Fußsohlenplatte 

Stahl 

100 X 170 X 3 

mm 

31 

Ausgleichgewichte des 

Rumpfes (6) 

Polyurethan 

Masse je 1 kg 


32 

Ausgleichskissen 

Polystryrolschaum 

350 X 250 X 25 

mm 

33 

Überzüge 

Baumwolle und 

Polyamidbänder 




34 

Ausleichsgewicht des 
Hüftgelenks (6) 

Stahl 

Masse je 1 kg 
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Tabelle 2 

Bestandteile der Normpuppe 

Gewicht in kg 

Kopf + Hals 

4,6 ± 0,3 

Oberkörper und Arme 

40,3 ± 1,0 

Schenkel 

16,2 + 0,5 

Bein + Fuß 

9,0 ± 0,5 

Gesamtgewicht einschließlich Ausgleichsgewichte 

74,5 ± 1,0 


Abbildung 1 
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Abbildung 2 





35 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3175 


Abbildung 4 




Normpuppe in Sitzstellung gemäß Anhang VII, Abb. 1 
G = Schwerpunkt 

T = Bezugspunkt des Oberkörpers (vorne auf der Mittel- 
linie der Normpuppe gemessen) 

P = Bezugspunkt des Beckens (hinten auf der Mittellinie 
der Normpuppe gemessen) 
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Anhang IX 


Darstellung der Verzögerungskurve des Prüfwagens in Abhängigkeit 

von der Zeit 

(Kurve zur Prüfung der Bremseinrichtungen) 


vg 


g 


10 20 30 40 50 60 70 80 ms 



Die Verzögerungskurve des für eine Gesamtmasse von 455 ± 20 kg bei der Prü- 
fung von Sicherheitsgurten und von 910 ± 40 bei der Prüfung von Rückhalte- 
systemen mit Ballast beschwerten Prüfwagens (Schlittens) bei einem Nenngewicht 
von Prüfwagen und Fahrzeugaufbau von 800 kg muß innerhalb der schraffierten 
Fläche liegen. Erforderlichenfalls kann das Nenngewicht des Prüfwagens und des 
darauf angebrachten Fahrzeugaufbaus um je 200 kg erhöht werden; in diesem 
Fall ist eine Zusatzmasse von 28 kg je 200 kg Gewichtserhöhung hinzuzufügen. 
Bei der Aufstellung der Eichkurven dürfen die Gesamtmasse des Prüfwagens mit 
Fahrzeugaufbau und die Zusatzmassen auf keinen Fall um mehr als ± 40 vom 
Nennwert ab weichen. 

In beiden Fällen muß die Meßapparatur einen im wesentlichen linearen Fre- 
quenzgang bis zu 60 Hz mit einer nutzbaren Grenzfrequenz von 100 Hz aufwei- 
sen. Die mit dem Aufbau des Meßgebers zusammenhängenden mechanischen 
Eigenschwingungen dürfen bei den Messungen keine Verzerrungen hervorrufen. 
Die Einfluß von Kabellänge und Temperatur auf den Frequenzgang ist zu berück- 
sichtigen. 


Diese Vorschriften entsprechen der Empfehlung SAE J 211 a. Sie werden später ersetzt 
durch eine Verweisung auf eine ISO-Norm, die zur Zeit ausgearbeitet wird. 
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Anhang X 


Betriebsanleitung 


Jedem Sicherheitsgurt müssen Anleitungen folgenden Inhalts oder folgender Art 
in der Sprache oder den Sprachen des Landes beigefügt sein, in dem der Gurt 
feilgeboten werden soll: 

1. Einbauanleitungen (nicht erforderlich, wenn der Fahrzeughersteller die Sicher- 
heitsgurte selbst einbaut), in denen festgelegt ist, für welches Fahrzeugmodell 
der vollständige Sicherheitsgurt geeignet ist und wie der vollständige Sicher- 
heitsgurt richtig in das Fahrzeug einzubauen ist, und die eine Warnung ent- 
halten, auf die Abnutzung der Gurtbänder zu achten. 

2. Gebrauchsanleitungen (können im Handbuch des Fahrzeugbenutzers enthalten 
sein, wenn der Sicherheitsgurt vom Fahrzeughersteller selbst eingebaut wird), 
mit denen sichergestellt werden soll, daß der Benutzer den größtmöglichen 
Nutzen vom Sicherheitsgurt hat. In diesen Anleitungen soll hingewiesen wer- 
den auf: 

a) die Notwendigkeit, den Sicherheitsgurt auf allen Fahrten anzulegen; 

b) die richtige Art den Gurt zu tragen, insbesondere 

— die für den Verschluß vorgesehene Stelle 

— die Notwendigkeit, die Gurte straff anzulegen 

— die korrekte Lage der Gurtbänder und die Notwendigkeit, sie beim 
Anlegen nicht zu verdrehen 

— die Wichtigkeit, daß jeder Gurt nur von einem Fahrzeuginsassen be- 
nutzt wird, und daß er insbesondere nicht um ein Kind gelegt wird, das 
auf dem Schoß des Fahrzeuginsassen sitzt. 

c) die Art der Betätigung des Verschlusses; 

d) die Art der Betätigung der Verstelleinrichtung; 

e) die Art der Betätigung eines etwaigen Retraktors, der zum Sicherheitsgurt 
gehören kann, und die Prüfung seiner Verriegelung; 

f) das empfohlene Verfahren zur Reinigung des Gurtes sowie ggf. für den 
Wiederzusammenbau nach erfolgter Reinigung; 

g) die Notwendigkeit, den Sicherheitsgurt zu ersetzen, wenn er bei einem 
schweren Unfall benutzt wurde oder Zeichen einer starken Abnutzung oder 
Schnittstellen aufweist; 

h) die Tatsache, daß der Gurt in keiner Weise verändert werden darf, da 
solche Änderungen den Gurt unwirksam machen können, insbesondere die 
Befolgung der Betriebsanleitung für den Wiederzusammenbau bei Gurt- 
konstruktionen, die ein Auseinandernehmen der einzelnen Teile zulassen; 

i) die Tatsache, daß der Gurt für die Benutzung durch erwachsene Personen 
bestimmt ist; 

j) das Einrollen des Gurtes bei Nichtgebrauch. 
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Anhang XI 


Prüfung eines Doppelverschlusses 
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Anhang XII 


Verschleiß- und Mikroschlupf prüf ung 


Abbildung 1 : Prüfung Typ I 




Montagebeispie! entsprechend der Bauart der 
Verstelleinrichtung 
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Abbildung 2: Prüfung Typ II 




Hin- und Herbewegung 
Hub; 30 ±2 cm 
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Abbildung 3: Prüfung Typ III und Mikrosdilupfprüfung 


Gesamthub 30 ±2 cm 
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Anhang XIII 


Korrosionsprüfung 


1.1. Das Gerät besteht aus einer Nebelkammer, einem Behälter mit einer Salz- 
lösung, entsprechend konditionierter Druckluft, einer oder mehrerer 
Sprühdüsen, Auflagen für die Prüfmuster, einer Vorrichtung zum Heizen 
der Kammer und den erforderlichen Meßgeräten. Größe und genaue Aus- 
führung des Gerätes müssen freigestellt sein, vorausgesetzt, daß die Prü- 
fungsbedingungen eingehalten werden. 

1.2. Es ist wichtig, darauf zu achten, daß die Tropfen der an der Decke oder der 
Abdeckplatte der Kammer angesammelten Lösung nicht auf Prüfmuster 
fallen und 

1.3. daß die Lösung nicht von den Prüfmustern in den Sprühbehälter tropft 
und erneut versprüht wird. 

1.4. Das Gerät darf nicht aus Werkstoffen bestehen, die die Korrosionswirkung 
des Nebels beeinflussen. 


2. Stellung der in der Nebelkammer geprüften Muster 

2.1. Die Prüfmuster, mit Ausnahme der Retraktoren, müssen in einem Winkel 
zwischen 15 und 30° zur Lotrechten und möglichst parallel zum horizon- 
talen Sprühnebelstrom in der Kammer, der nach der größten Prüffläche be- 
stimmt wird, abgestützt oder ausgehängt sein. 

2.2. Die Retraktoren müssen so abgestützt oder aufgehängt sein, daß die 
Achsen der Aufrollspulen des Gurtbandes sich normalerweise in der Rich- 
tung des horizontalen Sprühnebelstroms in der Kammer befinden. Ebenso 
muß die Gurtbandöffnung des Refraktors diesem gegenüberliegen. 

2.3. Die Muster müssen so ausgerichtet sein, daß sich der Sprühnebel frei dar- 
auf absetzen kann. 

2.4. Die Muster müssen so ausgerichtet sein, daß die Salzlösung nicht von einer 
Probe auf die andere tropfen kann. 


3. Salzlösung 

3.1. Die Salzlösung ist durch Auflösen von 5 ± 1 Gewichtsteilen Salz in 95 Tei- 
len destilliertem Wasser zuzubereiten. Das Salz muß ein Natriumchlorid 
sein, das im wesentlichen frei von Nickel und Kupfer ist und in trockenem 
Zustand nicht mehr als 0,1 Vo Natriumjodid und nicht mehr als 0,3 °/o 
Gesamtverunreinigungen enthält. 

3.2. Die Lösung muß so beschaffen sein, daß die bei 35° C versprühte, aufge- 
fangene Lösung einen pH-Wert zwischen 6,5 bis 7,2 aufweist. 


4. Luftzufuhr 

Die zu der Düse bzw. zu den Düsen geleitete Preßluft zum Versprühen der 
Salzlösung muß öl- und schmutzfrei sein und unter einem Druck zwischen 
70 KN/m2 und 170 KN/m2 gehalten werden. 
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5. Nebelkammerbedingungen 

5.1. Die Exponierungszone in der Nebelkammer ist auf einer Temperatur von 
35 ± 5° C zu halten. Es müssen mindestens zwei saubere Sprühnebelauf- 
fänger im Sprühraum aufgestellt werden, um die von der Lösung oder an- 
deren Stellen fallenden Tropfen aufzufangen. Die Auffänger sind in der 
Nähe der Prüfmuster aufzustellen, und zwar einer so nah wie möglich bei 
einer Düse und einer so weit wie möglich von allen Düsen entfernt. Der 
Nebel muß so beschaffen sein, daß bei einer Messung über einen Zeitraum 
von mindestens 16 Stunden auf je 80 cm^ des horizontalen Auffangbereichs 
in jedem Auffänger durchschnittlich 1,0 bis 2,0 ml der Lösung je Stunde auf- 
gefangen werden. 

5.2. Die Düse bzw. die Düsen sind so auszurichten oder zu leiten, daß der Sprüh- 
strahl nicht direkt auf die Prüfmuster auftrifft. 
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Aiihang XIV 


Zeitliche Folge der Prüfungen 


Bezuasparagraphen 


Prüflinge 

der aus der Regelung 
übernommenen 

Prüfung 

Sicherheitsgurt Nr. | 

Gurtbandmuster Nr. 

Bestimmungen 


1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5 1 

6 1 

1 2| 

3 4l 

5 6| 

7 8l 

9 10 

2.2., 2.3.2., 

2.4.1.1., 2.4.2.I., 

2.4.2.2., 3.2.3., 

2.4.3.1., 2.5.1. 1. 

Besichtigung des gesamten 
Gurtes 

X 











2.4.I.2., 2.7.2. 

Korrosionsprüfung an 
allen starren Teilen 



X 









2.4.2.6., 2.7.5.I., 
2.7.5.5. 

Festigkeit des Verschlusses 



X 









2.4.3.2., 2.7.5.I. 

Festigkeit der Verstell- 
einrichtung 



X 









2.4.3.3., 2.7.5.6. 

Einfachheit der Verstellung 












2,4.4., 2.7.5.2. 

Festigkeit der Befesti- 
gungsteile 



X 









2.4.2.4., 2.7.5.3. 

Arbeiten des Verschlusses 
in der Kälte 

X 

X 










2.4.I.4., 2.4.5.4. 

Kälteschockprüfung der 
starren Teile 

X 

X 










2.5.2., 2.7.3.I., 

2.7.4. 

Festigkeit des Gurtbandes 
nach Konditionierung auf 
Raumtemperatur und 
Raumfeuchtigkeit 







X 





2.5.I.2., 2.7.4. 

Prüfung der Gurtband- 
breite 







X 





2.5.3., 2.7.4. 

Beständigkeit des Gurt- 
bandes gegenüber folgen- 
den Einflüssen: 












2.7.3.2. 

— Licht 








XX 




2.7.3.3. 

— Kälte 









XX 



2.7.3.4. 

— Wärme 










XX 


2.7.3.5. 

— Wasser 











XX 

2.6.3., 2.7.3.6. 

Verschleißtest 





X 







2.4.3., 2.7.3.7, 

Mikroschlupf 






X 






2.4.2.3., 2.7.6.I., 

Konditionierung des 
Verschlusses 

X 

X 










2.4.2.7., 2.6., 

2.7.6., 2.7.7. 

Dynamische Prüfung des 
vollständigen Gurtes 

X 

X 










2.4.2.5., 2.4.2.6., 

2.7,8. 

Verschlußprüfung 

X 

X 










2.4.5.3., 2.7.6. 

Strapazierfähigkeit des 
Retraktormechanismus 




X 









Anmerkung: Ein Gurt ist außerdem als Bezugsmuster beizugeben. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Angieichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Kopfstützen für Sitze von Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen Kraftfahr- 
zeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften genü- 
gen müssen, betreffen unter anderem auch die Kopf- 
stützen. 

Diese Vorschriften sind von einem Mitgliedstaat 
zum anderen verschieden. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten die- 
selben Vorschriften entweder in Erwägung ihrer ge- 
genwärtigen Regelung oder an deren Stelle ange- 
nommen werden, damit insbesondere für jeden 
Fahrzeugtyp das EWG-Betriebserlaubnisverfahren 
nach der Richtlinie 70/156/EWG des Rates vom 6. Fe- 
bruar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis von 
Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern angewen- 
det werden kann. 

Gemeinschaftliche Vorschriften über die Innen- 
teile des Fahrgastraumes, die Anordnung der Be- 
dienteile, das Dach, die Rückenlehne und den rück- 
wärtigen Teil der Sitze wurden durch die Richtlinie 
74/60/EWG des Rates vom 17. Dezember 1973 2), 
Vorschriften über die Innenausstattung den den 
Schutz des Fahrers gegenüber der Lenkvorrichtung 
bei Stößen durch die Richtlinie 74/297/EWG des 
Rates vom 4. Juni 1974^), Vorschriften über die 
Widerstandsfähigkeit der Sitze und ihrer Veranke- 
rungen durch die Richtlinie 74/408/EWG des Rates 
vom 22. Juli 1974 und Vorschriften über die Ver- 
ankerungen der Sicherheitsgurte in der Richtlinie 
75/ . . . /EWG des Rates vom . . . 1975 festgelegt. 

Gleichzeitig mit der vorliegenden Richtlinie wer- 
den die Vorschriften über die Sicherheitsgurte und 
die Haltesysteme erlassen. 

Im Rahmen eines harmonisierten Bauartgenehmi- 
gungsverfahrens für Kopfstützen der Fahrzeugsitze 
kann jeder Mitgliedstaat die Einhaltung der gemein- 
samen Bau- und Prüfvorschriften feststellen und die 

0 Amtsblatt Nr. L 42 vom 23. Februar 1970 

Amtsblatt Nr. L 38 vom 11. Februar 1974 

Amtsblatt Nr. L 165 vom 20. Juni 1974 

Amtsblatt Nr. L 221 vom 12. August 1974 
5) KOM (74) 1121 vom 22. August 1974 


anderen Mitgliedstaaten durch Übersendung einer 
Abschrift des für jede Bauart von Kopfstützen ange- 
fertigten Genehmigungsbogens darüber unterrich- 
ten. Bei Erteilung eines EWG-Prüfzeichens für alle 
in Übereinstimmung mit der genehmigten Bauart 
hergestellten Kopfstützen erübrigt sich ihre tech- 
nische Kontrolle in den anderen Mitgliedstaaten. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge beinhalten die gegen- 
seitige Anerkennung aller der von den einzelnen 
Mitgliedstaaten aufgrund gemeinsamer Vorschriften 
durchgeführten Kontrollen; ein derartiges System 
setzt zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Datum an angewendet werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt die EWG-Bauartge- 
nehmigung für jede Bauart von Kopfstützen, die in 
den Fahrzeugsitz einbezogen sind oder nicht, wenn 
sie den Bau- und Prüfvorschriften der Anhänge I bis 
V entspricht. 

2. Der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauartgeneh- 
migung erteilt hat, trifft — erforderlichenfalls in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden der 
übrigen Mitgliedstaaten — die notwendigen Maß- 
nahmen, um die Übereinstimmung der Fertigung mit 
der genehmigten Bauart, soweit erforderlich, zu 
überwachen. Die Überwachung wird durch Stichpro- 
ben durchgeführt. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen dem Hersteller oder 
seinem Beauftragten für jede Bauart einer Kopf- 
stütze, für die sie aufgrund von Artikel 1 die EWG- 
Bauartgenehmigung erteilen, ein EWG-Prüfzeichen 
nach dem Muster des Anhangs VI zu. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um die Verwendung von Prüfzeichen 
zu verhindern, die zu einer Verwechslung von Kopf- 
stützen, für deren Bauart eine Genehmigung nach 
Artikel 1 erteilt wurde, und anderen derartigen Ein- 
richtungen führen können. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten können die Vermarktung 
von Kopfstützen nicht wegen ihrer Bau- und Wir- 
kungsweise verbieten, wenn sie mit dem EWG-Prüf- 
zeichen versehen sind. 
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2. Ein Mitgliedstaat kann jedoch die Vermarktung 
von Kopfstützen mit dem EWG-Prüfzeichen verbie- 
ten, die systematisch nicht mit der genehmigten Bau- 
art übereinstimmen. 

Dieser Mitgliedstaat unterrichtet unverzüglich die 
übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission von 
den getroffenen Maßnahmen und begründet dabei 
seinen Beschluß. 

Artikel 4 

Die zuständigen Behörden eines jeden Mitglied- 
staats übermitteln den zuständigen Behörden der an- 
deren Mitgliedstaaten binnen einem Monat Ab- 
schriften der Bauartgenehmigung für jede Bauart 
einer Kopfstütze, für die sie die Bauartgenehmigung 
erteilen oder versagen. 

Artikel 5 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauart- 
genehmigung erteilt hat, fest, daß mehrere mit dem- 
selben Prüfzeichen versehene Kopfstützen nicht mit 
der von ihm genehmigten Bauart übereinstimmen, 
für die er die Bauartgenehmigung erteilt hat, so 
trifft er die notwendigen Maßnahmen, um die Über- 
einstimmung der Fertigung mit der genehmigten 
Bauart sicherzustellen. Die zuständigen Behörden 
dieses Mitgliedstaats unterrichten die zuständigen 
Behörden der anderen Mitgliedstaaten von den ge- 
troffenen Maßnahmen, die gegebenenfalls bis zum 
Entzug der EWG-Bauartgenehmigung gehen können. 
Diese Behörden treffen die gleichen Maßnahmen, 
wenn sie durch die zuständigen Behörden eines an- 
deren Mitgliedstaats von einer derartigen Nicht- 
übereinstimmung unterrichtet werden. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig binnen einem Monat 
vom Entzug einer erteilten EWG-Bauartgenehmi- 
gung und den Gründen hierfür. 

Artikel 6 

Jede Verfügung aufgrund der zur Durchführung 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften, durch die 
eine Bauartgenehmigung versagt oder entzogen oder 
ein Vermarktungs- bzw. Benutzungsverbot ausge- 
sprochen wird, ist genau zu begründen. Sie ist den 
Beteiligten unter Angabe der in den Mitgliedstaaten 
nach dem geltenden Recht vorgesehenen Rechtsmit- 
tel und der Rechtsmittelfristen zuzustellen. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebser- 
laubnis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler 


Geltung für ein Fahrzeug nicht wegen seiner Kopf- 
stützen versagen, wenn diese mit den EWG-Prüf- 
zeichen versehen und dazu bestimmt sind, in das zur 
Betriebserlaubnis vorgeführte Fahrzeug eingebaut 
zu werden. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Kopfstützen verwei- 
gern oder untersagen, wenn diese mit dem EWG- 
Prüfzeichen versehen und dazu bestimmt sind, in das 
zur Betriebserlaubnis vorgeführte Fahrzeug einge- 
baut zu werden. 

Artikel 9 

Als Fahrzeug im Sinne dieser Richtlinie gelten alle 
zur Teilnahme am Straßenverkehr bestimmten 
Kraftfahrzeuge der Klasse M 1 gemäß der Begriffs- 
bestimmung von Anhang I der Richtlinie 70/156/ 
EWG des Rates mit mindestens vier Rädern und 
einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 
mehr als 25 km/h. 

Artikel 10 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften 
der Anhänge I, II, III, IV, V, VI und VII an den tech- 
nischen Fortschritt notwendig sind, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 13 der Richtlinie 70/156/ 
EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger erlassen. 

Artikel 11 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffent- 
lichen die erforderlichen Vorschriften, um dieser 
Richtlinie vor dem 1. April 1976 nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1, Juli 1976 
an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so rechtzeitig 
von allen Entwürfen der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, die sie auf dem von dieser Richtlinie 
erfaßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, daß diese 
sich hierzu äußern kann. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Liste der Anhänge 


I. Anwendungsbereich, Begriffsbestimmung, EWG-Bauartgenehmigungsan- 
trag, allgemeine Angaben, Prüfimgen und Übereinstimmung der Produk- 
tion *) 

IL Verfahren zur Bestimmung des H-Punktes und der wirklichen Neigung 
der Rücklehne sowie zur Kontrolle ihrer relativen Lage zum R-Punkt und 
zur vorgesehenen Neigung der Rücklehne 

III. Bestimmung der Höhe und Breite der Kopfstütze *) 

IV. Einzelheiten über Aufzeichnungen und Messungen während der Prüfung *) 

V. Verfahren zur Bestimmung der Energieaufnahme *) 

VI. EWG-Prüfzeichen 

VII. EWG-Bauartgenehmigungsbogen 


*) Die technischen Vorschriften des Anhangs entsprechen den technischen Anforderun- 
gen der Regelung Nr. 25 der Wirtschaftskommission für Europa (E/ECE/324/E/ECE/ 
TRANS/505/Rev. 1 — Add. 24); die Gliederung in Ansätze ist die gleiche? entspricht 
der Regelung kein solcher in der vorliegenden Richtlinie, so wird seine Zahl in Klam- 
mern zum Vermerk auf geführt. 
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Anhang I 


Anwendungsbereich, Definition, EWG-Bauartgenehmigungsantrag, 
allgemeine Angaben, Prüfungen und Übereinstimmung der Produktion 


1 . Anwendungsbereich 

1.1. Die vorliegende Richtlinie betrifft Kopfstützen 

— die in die Rückenlehne des Sitzes einbezogen sind, oder 

— die zum Anbau an den Sitz vorgesehen sind, 

für Kraftfahrzeuge, die der Begriffsbestimmung von Artikel 9 entspre- 
chen und die einzeln, das heißt als individuelle Einrichtung, von erwach- 
senen Insassen auf nach vorne gerichteten Sitzen, benutzt werden müssen. 


2. Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten 

2.1. „Fahrzeugtyp hinsiditlich der Kopfstützen" Kraftfahrzeuge, die sich in 
wesentlichen Einzelheiten wie den folgenden nicht unterscheiden: 

2.1.1. Formen und Innenabmessungen des Aufbaus, der den Insassenraum bil- 
det und 

2.1.2. Typen und Abmessimgen der Sitze; 

2.2. „Kopfstütze" eine Einrichtung, deren Zweck es ist, die Verlagerung des 
Kopfes des Insassen nach hinten relativ zum Rumpf zu begrenzen, um 
bei einem Unfall die Verletzungsgefahr für die Halswirbel zu verringern. 
Diese Einrichtung kann ein fester Bestandteil der Rückenlehne des Sitzes 
sein; 

2.3. „Sitztyp" Sitze, die sich in ihren Abmessungen, ihrem Rahmen und ihrer 
Polsterung nicht unterscheiden, obwohl sie in Ausführung und Farbe der 
Oberflächen unterschiedlich sein können; 

2.4. „Kopfstützentyp" Kopfstützen, die sich in ihren Abmessungen, ihrem 
Rahmen und ihrer Polsterung nicht unterscheiden, jedoch unterschied- 
liche Garnitur und Farbe aufweisen können; 

2.5. „Bezugspunkt des Sitzes" (H-Punkt) (siehe Anhang II) der Punkt in einer 
vertikalen Längsebene des Sitzes, durch den die theoretische Drehachse 
zwischen Bein und Rumpf eines durch eine Normpuppe dargestellten 
menschlichen Körpers verläuft; 

2.6. „Bezugslinie" eine Gerade, die — entweder bei einer Normpuppe mit 
dem Gewicht und den Abmessungen eines männlichen Erwachsenen des 
50. Perzentils oder bei einer Normpuppe mit gleichen Eigenschaften — durch 
den Anschluß des Beines an das Becken und durch den Anschluß des 
Nackens an den Brustkorb verläuft. Bei der unter Punkt 3 von Anhang II 
dargestellten Normpuppe zur Bestimmung des H-Punktes des Sitzes ist die 
Bezugslinie die gleiche wie in Abbildung 1 der Anlage zu Anhang III der 
Richtlinie des Rates vom 1. März 1971 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Rückspiegel von Kraftfahrzeu- 
gen*); 

2.7. „Kopflinie" eine Gerade, die durch den Schwerpunkt des Kopfes und 
durch den Anschluß des Nackens an den Brustkorb verläuft. Befindet sich 
der Kopf in Ruhestellung, so liegt die Kopflinie in der Verlängerung der 
Bezugslinie. 

*) vgl. Amtsblatt Nr. L 68 vom 22. März 1971, Seite 16 
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3. Antrag auf EWG-Bauartgenehmigung 

3.1. Der Antrag auf die EWG-Bauartgenehmigung ist vom Inhaber der Fa- 
brik- oder Handelsmarke des Sitzes oder der Kopfstütze oder von seinem 
Beauftragten einzureidien. 

3.2. Ihm ist in dreifacher Ausfertigung folgendes beigefügt: 

3.2.1. eine ausführliche Beschreibung der Kopfstütze, insbesondere hinsichtlich 
der Art des Polstermaterials und gegebenenfalls der Lage und der Be- 
schaffenheit der Stütz- und Verankerungsteile des Sitztyps bzw. der 
Sitztypen, für den oder für die eine Genehmigung hinsichtlich der Kopf- 
stütze beantragt wird; 

3.2.3. Angaben über den Fahrzeugtyp oder die Fahrzeugtypen, in den oder in 
die die nach 3.2.2. zu bezeichnenden Sitze eingebaut werden sollen; 

3.2.4. Zeichnungen der wesentlichen Teile des Sitzes und der Kopfstütze. 

3.3. Dem technischen Dienst, der die Prüfungen für die Genehmigung durch- 
führt, ist zur Verfügung zu stellen: 

3.3.1. wenn die Kopfstütze einen festen Bestandteil des Sitzes bildet, vier voll- 
ständige Sitze; 

3.3.2. wenn die Kopfstütze zur festen Verankerung am Sitz bestimmt ist, 

3.3.2. 1. zwei Sitze jeden Typs, an dem die Kopfstütze angebracht werden soll; 

3.3.2.2. 4 + 2 N Kopfstützen, wobei N die Anzahl der Sitztypen ist, an die die 
Kopfstütze angebaut werden soll. 

3.4. Der Technische Dienst, der die Prüfungen für die Genehmigung durch- 
führt, kann 

3.4.1. bestimmte Teile oder bestimmte Muster der verwendeten Werkstoffe 
luid/oder 

3.4.2. die Vorführungen von Fahrzeugen des Typs oder der Typen nach Punkt 

3.2.3. anfordem. 


4. Kennzeichnungen 

4.1. Die zur Genehmigung vorgelegten Einrichtungen müssen: 

4.1.1. deutlich und unverwischbar mit der Fabrik- oder Handelsmarke des An- 
tragstellers gekennzeichnet sein; 

4.1.2. auf der Seitenfläche genügend Platz für das Genehmigungszeichen ha- 
ben; die Stelle ist in den Zeichnungen nach 3.2.4. anzugeben. 

4.2. Ist die Kopfstütze integrierender Bestandteil des Sitzes, so sind die 
Kennzeichen nach 4.1.1. und 4.1.2. an dem als Kopfstütze dienenden Teil 
des Sitzes anzubringen. 


(5.) 


6. Allgemeine Bestimmungen 

6.1. Das Vorhandensein der Kopfstütze darf keine zusätzliche Gefahren- 
quelle für die Fahrzeuginsassen darstellen. Insbesondere darf sie in 
keiner Benutzungsstellung gefährliche Unebenheiten oder scharfe Kan- 
ten aufweisen, die die Gefahr oder die Schwere von Verletzungen der 
Insassen erhöhen können. Teile der Kopfstütee in dem nachstehend be- 
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sdiriebenen Aufsdilagbereidi müssen energieaufnehmend nach An^ 
hang V sein. 

6.1.1. Der Aufsdilagbereidi wird seitlich durch 2 vertikale Längsebenen be- 
grenzt, von denen je eine auf jeder Seite der Symmetrieebene des betref- 
fenden Sitzes oder Sitzplatzes jeweils im Abstand von 70 mm liegt. 

6.1.2. Der Aufschlagbereich wird in der Höhe begrenzt auf den Teil der Kopf- 
stütze, der oberhalb der zur Bezugslinie R senkrechten Ebene liegt, die 
635 mm Abstand zum H-Punkt hat. 

6.2. Teile der vorderen und hinteren Flächen der Kopfstützen, die außerhalb 
dieser vertikalen Längsebenen liegen, müssen so gepolstert sein, daß 
jede unmittelbare Berührung des Kopfes mit den tragenden Bauteilen 
vermieden wird, die in diesen Bereichen Abrundungsradien von nicht 
weniger als 5 mm haben müssen. 

6.3. Die Kopfstütze muß am Sitz derart befestigt sein, daß keine starren und 
gefährlichen Teile aus der Polsterung der Kopfstütze, aus der Veranke- 
rung oder aus der Rückenlehne des Sitzes als Folge des Druckes, der 
während der Prüfung vom Kopf ausgeübt wird, herausragen. 

6.4. Die nach 7.2. gemessene Höhe der Kopfstütze muß, vom Bezugspunkt des 
Sitzes aus, mindestens 700 mm betragen. 

6.5. Die nach 7.2. gemessene Höhe des Teils, auf dem der Kopf ruht, muß bei 
einer in die Höhe verstellbaren Kopfstütze mindestens 100 mm betragen. 

6.6. Zwischen der Rückenlehne und der Kopfstütze darf, wenn diese in der 
Höhe nicht verstellbar ist, kein Zwischenraum von mehr als 50 mm vor- 
handen sein. In der Höhe verstellbare Kopfstützen dürfen bei der tiefsten 
Einstellung nicht mehr als 25 mm Abstand von der Oberkante der Rücken- 
lehne haben. 

6.7. Die Breite der Kopfstütze muß derart sein, daß der Kopf einer Person in 
normaler sitzender Haltung in zweckentsprechender Weise gestützt wird. 
In der Ebene für die Messung der Breiten nach 7.3. muß die Kopfstütze 
einen beiderseits der Symmetrieebene des Sitzplatzes, für den die Kopf- 
stütze bstimmt ist, mindestens 85 mm Breitenbereich überdecken, wobei 
dieses Maß nach 7.3. zu bestimmen ist. 

6.8. Die Kopfstütze und ihre Verankerung müssen so ausgebildet sein, daß die 
durch die Kopfstütze begrenzte und nach dem in 7.4. vorgeschriebenen 
statischen Verfahren gemessene maximale Rückwärtsverlagerung des 
Kopfes kleiner ist als 102 mm. 

6.9. Die Kopfstütze und ihre Verankerung müssen die nach 7.4.3.7. vorge- 
schriebene Belastung aufnehmen ohne zu versagen. 


7. Prüfungen 

7.1. Bestimmung des Bezugspunktes des Sitzes (H-Punktes), in den die Kopf- 
stütze einbezogen ist. 

Dieser Punkt ist nach Anhang II zu bestimmen. 

7.2, Bestimmung der Höhe der Kopfstütze 

7.2.1. Die Umrisse der Kopfstütze und der Rückenlehne des Sitzes sind durch 
den Schnitt der Symmetrieebene — in der alle Linien zu zeichnen sind — 
des betreffenden Sitzplatzes mit dem Sitz bestimmt (vgl. Anhang III, 
Abbildung 1). 

7.2.2. Eine Normpuppe, deren Masse von 50 ®/o der männlichen Erwachsenen 
nicht überschritten werden, oder die Normpuppe nach Punkt 3 von An- 
hang II ist auf dem Sitz in eine normale Haltung zu bringen. Eine ver- 
stellbare Rückenlehne ist dabei in einer Stellung zu verriegeln, die 
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einer Rückwärtsneigung der Bezugslinie der Normpuppe entspricht, die 
gegenüber den Senkrechten möglichst nahe bei 25° liegt. 

7.2.3. Die Projektion der Bezugslinie der unter Punkt 3 in Anhang II genannten 
Normpuppe ist für den betreffenden Sitzplatz in die in 7.2.1. genannte 
Ebene zu übertragen. Die Tangente S im höchsten Punkt der Kopfstütze 
ist senkrecht zur Bezugslinie anzulegen. 

7.2.4. Der Abstand h zwischen dem H-Punkt und der Tangente S ist die Höhe 
im Sinne der Vorschrift nach 6.4. 

7.3. Bestimmung der Breite der Kopfstütze 
(vgl. Anhang III, Abb. 2) 

7.3.1. Der Schnitt der Ebene Si, die senkrecht zur Bezugslinie und 65 mm 
unterhalb der Tangente S nach 7.2.3. liegt, mit der Kopfstütze, ergibt 
eine Schnittfläche, die durch den Umriß C begrenzt ist. Die Richtung 
der C tangierenden Geraden, die den Schnitt der vertikalen Ebenen 
(P und P'), die parallel zur Symmetrieebene des betreffenden Sitzplatzes 
liegen, mit der Ebene Si darstellen, ist auf die Ebene Si zu übertragen. 

7.3.2. Der Abstand L zwischen den Ebenen C und P' auf der Ebene Si ist die 
Breite der Kopfstütze im Sinne der Vorschrift nach 6.7. 

7.3.3. Gegebenenfalls ist die Breite der Kopfstütze auch in einer Höhe von 
635 mm, gemessen in Richtung der Bezugslinie, über dem Bezugspunkt 
des Sitzes zu bestimmen. 

7.4. Bestimmung der Wirksamkeit der Einrichtung 

7.4.1. Die Wirksamkeit der Kopfstütze ist mit dem nachstehend beschriebenen 
statischen Verfahren nachzuweisen. 

7.4.2. Vorbereitung der Prüfung 

7.4.2. 1. Nicht in die Sitzlehne einbezogene Kopfstützen sind in die höchste Stel- 
lung zu bringen. 

7.4.3. Prüfung 

7.4.3. 1. Alle Linien sind in der vertikalen Symmetrieebene des betreffenden 
Sitzes zu zeichnen (vgl. Anhang IV). 

7. 4.3. 2. Die Projektion der Bezugslinie R ist in die in 7.4.3. 1. genannte Ebene 
zu übertragen. 

7.4.3.3. Die Bezugslinie Ri ist zu bestimmen, indem man in den Teil, der den 
Rücken der in Anhang II genannten Normpuppe darstellt, eine Kraft 
einleitet, die ein nach hinten wirkendes Moment von 37,3 daN um den 
H-Punkt erzeugt. 

7.4.3.4. Mit Hilfe eines kugelförmigen Kopfes von 165 mm Durchmesser ist eine 
Kraft, die ein Moment von 37.3 daN um den H-Punkt erzeugt und die 
senkrecht zu der Bezugslinie Ri wirkt, in einem Abstand von 65 mm 
unter der Oberkante der Kopfstütze aufzubringen. 

7.4.3.5. Die parallel zur Bezugslinie Ri verlaufende Tangente Y am kugelförmigen 
Kopf ist zu bestimmen. 

7.4.3.6. Der Abstand X zwischen der Tangente Y und der Bezugslinie Ri ist 
zu messen. Die Forderung nach 6.8. gilt als erfüllt, wenn der Abstand X 
kleiner als 102 mm ist. 

7.4.3.7. Die Kraft nach 7.4.3.4. ist auf 89 daN zu erhöhen, falls es nicht vorher 
zu einem Bruch des Sitzes oder seiner Rückenlehne kommt. 


8. Übereinstimmung der Fertigung 

(8.1.) 

(8.2.) 

(8.3.) 
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8.4. Die zur Nachprüfung der Übereinstimmung mit einem genehmigten 
Typ ausgewählten Kopfstützen sind nach Punkt 7. zu prüfen. 


(9.) 


10. Anweisungen 

Mit jeder Kopfstütze, die mit einem genehmigten Typ übereinstimmt, 
muß der Hersteller Angaben über die Typen und Eigenschaften der 
Sitze, für die die Kopfstütze genehmigt wurde, und ggf. die erforder- 
lichen Angaben für die korrekte Anbringung der Kopfstützen an den 
entsprechenden Sitzen durch den Benutzer ausliefem. 


54 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3175 


Anhang II 


Verfahren zur Bestimmung des H-Punktes und der wirklichen Neigung 
der Rückenlehne sowie zur Kontrolle ihrer relativen Lage zum R-Punkt 
und zur vorgesehenen Neigung der Rücklehne 


1 . Begriffsbestimmung 

1.1. Der „H"-Punkt, der im Fahrzeuginnenraum die Stellung einer sitzen- 
den Person bezeichnet, ist der Punkt in einer vertikalen Längsebene, 
durch den die theoretische Drehachse zwischen Bein und Rumpf eines 
durch die unter Punkt 3 genannte Normpuppe dargestellten mensch- 
lichen Körpers verläuft. 

1.2. Der „R"-Punkt oder „Bezugspunkt des Sitzplatzes" ist der vom Her- 
steller angegebene Bezugspunkt, 

1.2.1. dessen Koordinaten auf die tragenden Teile des Aufbaus des Fahrzeugs 
bezogen sind und 

1.2.2. der theoretischen Lage des Drehpunkts Rumpf-Bein („H"-Punkt) für 
die vom Hersteller in einem Fahrzeug vorgesehene niedrigste und hin- 
terste Stellung eines jeden Sitzes bei üblicher Benutzung entspricht. 

1.3. Unter „Neigungswinkel der Rücklehne" versteht man die Neigung der 
Rücklehne auf die Senkrechte bezogen. 

1.4. Unter „wirklicher Neigungswinkel der Rücklehne" ist der Winkel zu 
verstehen, der durch die Senkrechte im H-Punkt und die Bezugslinie des 
Rumpfes des durch die unter 3. genannte Normpuppe dargestellten 
menschlichen Körpers gebildet wird. 

1.5. Unter „vorgesehenem Neigungswinkel der Rücklehne“ ist der vom Her- 
steller vorgesehene Winkel zu verstehen, der 

1.5.1. den Neigungswinkel der Rücklehne für die vom Hersteller in einem 
Fahrzeug vorgesehene niedrigste oder hinterste Stellung bei üblicher 
Benutzung bestimmt, 

1.5.2. im R-Punkt durch die Senkrechte und die Bezugslinie des Rumpfes ge- 
bildet wird, 

1.5.3. theoretisch dem wirklichen Neigungswinkel entspricht. 


2. Bestimmung der H-Punkte und der wirklichen 
Neigungswinkel der Rücklehnen 

2.1. Für jeden vom Fahrzeughersteller vorgesehenen Sitzplatz wird ein 
„H" -Punkt und ein „wirklicher Neigungswinkel der Rücklehne" be- 
stimmt. Wenn die Sitze in derselben Reihe als ähnlich angesehen wer- 
den können (Sitzbänke, übereinstimmende Sitze usw. . . .)» wird nur 
ein H-Punkt für jede Sitzreihe bestimmt, wobei die in Absatz 3 beschrie- 
bene Normpuppe auf einen Platz zu bringen ist, der als typisch für die 
Reihe anzusehen ist. Dieser Platz ist 

2.1.1. für die vordere Reihe der Führersitz, 

2.1.2. für die hinteren Reihen ein äußerer Sitz. 

2.2. Zur Bestimmung des „H"-Punktes und des „wirklichen Neigungswin- 
kels der Rücklehne" ist der betreffende Sitz stets in die hinterste und 
niedrigste vom Hersteller für normalen Gebrauch vorgesehene Stellung 
zu bringen. Die in der Neigung verstellbare Rückenlehne ist — falls 
vom Hersteller nichts anderes angegeben ist — in einer Stellung zu 
verriegeln, daß der wirkliche Neigungswinkel möglichst nahe bei 25° 
liegt. 
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3. Besdireibung der Normpuppe 

3.1. Es wird eine dreidimensionale Normpuppe benutzt, wie sie unter Punkt 3 
von Anhang III der Richtlinie des Rates vom 1. März 1971 zur Anglei- 
diung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Rückspiegel von 
Kraftfahrzeugen beschrieben ist. 


4. Aufsetzen der Normpuppe 

Die dreidimensionale Normpuppe ist in der folgenden Weise aufzu- 
setzen; 

4.1. Das Fahrzeug ist horizontal auszurichten, die Sitze sind nach 2.2. ein- 
zustellen. 

4.2. Der zu prüfende Sitz ist mit einem Stück Stoff zu bedecken, um das 
richtige Aufsetzen der Normpuppe zu erleichtern. 

4.3. Die Normpuppe ist so auf den betreffenden Sitz zu setzen, daß die 
Gelenkachse senkrecht zur Längs-Symmetrieebene des Fahrzeugs ver- 
läuft. 

4.4. Die Füße der Normpuppe sind in der folgenden Weise anzuordnen: 

4.4.1. Handelt es sich um die vorderen Sitze, so sind die Füße so anzuordnen, 
daß die Libelle für die Kontrolle der Quemeigung der Sitzfläche der 
Normpuppe wieder waagerecht ist. 

4.4.2. Handelt es sich um die hinteren Sitze, so müssen die Füße so weit wie 
möglich die Vordersitze berühren. Wenn die Füße dann auf verschieden 
hohen Teilen des Bodens stehen, so dient der Fuß, der den Vordersitz 
zuerst berührt, als Bezugspunkt, und der andere Fuß ist so anzuordnen, 
daß die Libelle für die Einstellung der Querneigung der Sitzfläche der 
Normpuppe wieder waagerecht ist. 

4.4.3. Wird der „H" -Punkt für einen mittleren Sitz bestimmt, ist je ein Fuß 
rechts und links vom Kardanrohr anzuordnen. 

4.5. Nach dem Aufbringen der Belastungsgewichte auf die Schenkel ist die 
Libelle für die Einstellung der Querneigung der Sitzfläche waagerecht 
zu stellen, sodann sind die Belastungsgewichte auf den Teil aufzubringen, 
der die Sitzfläche darstellt. 

4.6. Die Normpuppe ist mit Hilfe der Achse der Kniegelenke von der Rücken- 
lehne zu . entfernen, der Rücken ist vorwärtszuneigen. Die Normpuppe 
ist wieder in ihre Stellung auf dem Sitz zu bringen, indem man ihre 
Sitzfläche so weit nach hinten verschiebt, bis sie auf Widerstand stößt; 
sodann ist der Rücken der Normpuppe wieder gegen die Rückenlehne 
zu kippen. 

4.7. Eine Kraft von ungefähr 10 ± 1 daN ist zweimal in horizontaler Rich- 
tung auf die Puppe aufzubringen. Richtung und Angriffspunkt der Kraft 
sind durch einen schwarzen Pfeil in Abbildung 2 des Anhangs III der 
Richtlinie des Rates vom 1. März 1971 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Rückspiegel von Kraftfahrzeugen 
dargestellt ^). 

4.8. Nach dem Anbringen der Belastungs gewichte an der rechten und linken 
Seite sind die Belastungsgewichte für den Rumpf anzubringen. Die Libelle 
für die Querneigung der Normpuppe muß waagerecht bleiben. 

4.9. Während die Libelle für die Querneigimg der Normpuppe waagerecht 
gehalten wird, ist der Rücken erneut nach vorne zu neigen, bis die 


Siehe Amtsblatt Nr. L 68 vom 22. März 1971, Seite 14 
2) Siehe Amtsblatt Nr. L 68 vom 22. März 1971, Seite 17 
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Belastungsgewichte des Rumpfes über dem H-Punkt liegen, um jegliche 
Reibung der Rückenlehne zu beseitigen. 

4.10. Der Rücken der Normpuppe ist vorsichtig in seine ursprüngliche Stel- 
lung zurückzubringen, um das Aufsetzen zu vollenden; die Libelle für 
die Querneigung der Normpuppe muß waagerecht sein. Ist dies nicht 
der Fall, muß das oben beschriebene Verfahren wiederholt werden. 


5. Ergebnisse 

5.1. Der H-Punkt und der wirkliche Neigungswinkel der betrachteten Rük- 
kenlehne sind der an einer Normpuppe angegebene H-Punkt und der 
Neigungswinkel der Bezugslinie des Rumpfes, wenn die Normpuppe 
nach 4 aufgesetzt worden ist. 

5.2. Die Koordinaten des H-Punktes im Verhältnis zu drei zueinander senk- 
rechten Ebenen und dem wirklichen Neigungswinkel der Rückenlehne 
werden gemessen, um mit den vom Hersteller des Fahrzeugs gelieferten 
Daten verglichen zu werden. 


6. Überprüfung der relativen Lage des H- und des R-Punktes und des 
Verhältnisses zwischen dem vorgesehenen und wirklichen 
Neigungswinkel der Rückenlehne 

6.1. Die Ergebnisse der Messungen gemäß 5.2. für den „H" -Punkt und den 
„wirklichen Neigungswinkel der Rückenlehne" müssen mit den vom 
Hersteller des Fahrzeugs angegebenen Koordinaten für den „R" -Punkt 
und den vorgesehenen Neigungswinkel der Rückenlehne übereinstimmen. 

6.2. Die Überprüfung der relativen Lage der „R"- und „H" -Punkte und des 
Verhältnisses zwischen dem vorgesehenen und dem w;irklichen Nei- 
gungswinkel der Rückenlehne gelten als befriedigend für den geprüften 
Sitz, wenn der durch seine Koordinaten beschriebene „H" -Punkt sich 
in einem längs gerichteten Rechteck des „R"-Zentrums befindet, dessen 
horizontale und vertikale Seiten jeweils 30 mm und 20 mm lang sind, 
und wenn der wirkliche Neigungswinkel der Rückenlehne nicht um mehr 
als 3° vom vorgesehenen Neigungswinkel abweicht. 

6.2.1. Sind diese Bedingungen erfüllt, werden der „R" -Punkt und der vor- 
gesehene Neigungswinkel für den Versuch benutzt und gegebenenfalls 
die Normpuppe so angepaßt, daß der „H" -Punkt mit dem „R" -Punkt 
übereinstimmt und der wirkliche Neigungswinkel der Rückenlehne mit 
dem vorgesehenen Winkel übereinstimmt. 

6.3. Wenn der H-Punkt oder der wirkliche Neigungswinkel nicht den Vor- 
schriften von 6.2. genügt, werden zwei weitere Bestimmungen des 
H-Punktes oder des Neigungswinkels (drei Bestimmungen insgesamt) 
vorgenommen. 

Entsprechen die bei diesen drei Bestimmungen erzielten Ergebnisse den 
Vorschriften, so gilt das Ergebnis des Versuches als befriedigend. 

6.4. Genügen die Ergebnisse von mindestens zwei der drei Bestimmungen 
den Vorschriften von 6.2. nicht, so gilt das Ergebnis der Prüfung als nicht 
befriedigend. 

6.5. Tritt die unter 6.4. beschriebene Lage ein oder kann die Prüfung in 
Ermangelung der vom Hersteller zu liefernden Angaben über die Lage 
des „R" -Punktes oder des vorgesehenen Neigungswinkels der Rücken- 
lehne nicht durchgeführt werden, so darf das Mittel der Ergebnisse aus 
drei Bestimmungen benutzt werden und in allen Fällen als anwendbar 
gelten, in denen der „R" -Punkt oder der vorgesehene Neigungswinkel 
der Rückenlehne in dieser Richtlinie genannt ist. 
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6.6. Für die Überprüfung der relativen Lage der R- und H-Punkte und des 
Verhältnisses zwischen dem vorgesehenen und wirklichen Neigungs- 
winkel der Rückenlehne bei einem Fahrzeug aus der Serie ist das Recht- 
eck nach 6.2. durch ein Quadrat mit einer Seitenlange von 50 mm zu 
ersetzen, und der wirkliche Neigungswinkel der Rückenlehne darf um 
nicht mehr als 5® vom vorgesehenen Winkel abweichen. 
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Anhang III 


Bestimmung der Höhe und der Breite der Kopfstütze 
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Anhang V 


Verfahren zur Bestimmung der Energieaufnahme 


1. Aufbau, Prüfgerät, Geräte zur Aufzeichnung der 
Meßwerte und Verfahren 

1.1. Aufbau 

Die mit einem energieaufnehmenden Werkstoff überzogene Kopfstütze 
ist an dem Sitz des Fahrzeugs angebracht zu prüfen, für den sie bestimmt 
ist. Dieser tragende Bauteil ist am Prüfstand derart zu befestigen, daß es 
sich unter dem Einfluß des Aufpralls nicht verschiebt. 

1.2. Prüfgerät 

1.2.1. Dieses Gerät besteht aus einem Pendel, dessen Drehachse kugelgelagert 
ist und das eine auf den Aufschlagmittelpunkt reduzierte Masse *) von 
6,8 kg hat. Das freie Ende des Pendels besteht aus einem starren Kopf mit 
einem Durchmesser von 165 mm, dessen Mittelpunkt mit dem Aufschlag- 
mittelpunkt des Pendels zusammenfällt. 

1.2.2. Der Kopf ist mit zwei Beschleunigungs- und einem Geschwindigkeits- 
geber auszurüsten, die Werte in der Aufschlagrichtung messen können. 

1 .3. Geräte zur Aufzeichnung der Meßwerte 

Die zu benutzenden Registrierinstrumente müssen Messungen mit fol- 
gender Genauigkeit zulassen: 

1.3.1. Beschleunigung: 

— Genauigkeit = ± 5 Vo des tatsächlichen Wertes? 

^ — Frequenzbereich = bis zu 100 Hz? 

— Querempfindlichkeit = <C 5 Vo des niedrigsten Skalenwertes. 

1.3.2. Geschwindigkeit: 

— Genauigkeit = ± 2,5 Vo des tatsächlichen Wertes? 

— Empfindlichkeit = 0,5 km/h. 

1.3.3. Zeitmessung: 

— • Die Instrumente müssen die Aufzeichnung des gesamten Vorgangs 
und eine Ablesegenauigkeit von einer tausendstel Sekunde zulassen ? 

— Der Beginn des Aufschlags im Augenblick der ersten B^mhrung des 
Kopfes mit dem zu prüfenden Teil muß auf den Aufzeichnungen für 
die Auswertung der Prüfung wiedergegeben werden. 

1.4. Prüfverfahren 

1.4.1. Die zu prüfende Fläche ist so anzuordnen, daß das Pendel in dem vorge- 
sehenen Punkt senkrecht zu dieser Fläche auftritt. 

1.4.2. Der Kopf muß auf dem zu prüfenden Teil mit einer Geschwindigkeit von 
24,1 km/h (15 mph) aufschlagen; diese Geschwindigkeit ist durch einen 
Antriebsstoß allein oder durch Verwendung eines zusätzlichen Antriebs 
zu erzielen. 


*) Das Verhältnis der reduzierten Masse mr des Pendels in einem Abstand a zwischen 
dem Aufschlagmittelpunkt und der Drehachse zur Gesamtmasse des Pendels m in 
einem Abstand 1 zwischen dem Schwerpunkt und der Drehachse wird durch die Formel 

mr = m . —dargestellt. 
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2. Ergebnisse 

Bei den Prüfungen, die nach den vorgenannten Verfahren durchgeführt 
werden, darf die Verzögerung des Kopfes für die ununterbrochene Dauer 
von mehr als 3 Millisekunden 80 g nicht überschreiten. Der festzuhal- 
tende Verzögerunigswert ist das Mittel aus den Ablesungen der beiden 
Verzögerungsmesser. 


3. Gleichwertige Verfahren 

3.1. Gleichwertige Prüfverfahren sind zulässig unter der Bedingung, daß die 
unter 2. geforderten Ergebnisse gewonnen werden können. 

3.2. Der Nachweis der Gleichwertigkeit eines anderen als dem in 1. beschrie- 
benen Verfahrens obliegt demjenigen, der das Verfahren anwendet. 
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Anhang VI 


EWG-Prüfzeichen 


1. Allgemeines 

1.1. Das Prüfzeichen besteht aus : 

1.1.1. Einem Rechteck, in dem der Buchstabe e, gefolgt von der Kennzahl oder 
den Kennbuchstaben des Landes, das die Bauartgenehmigung erteilt hat 
(1 für Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für Italien, 4 für die Niederlande, 
6 für Belgien, 11 für das Vereinigte Königreidi, 12 für Luxemburg, DK für 
Dänemark und IRL für Irland *) angebracht ist; 

1.1.2. und aus einer Bauartgenehmigungsnummer, die unter dem Rechteck an- 
zubringen ist; 

1.1.3. handelt es sich um eine in den Fahrzeugsitz einbezogene Kopfstütze, 
steht vor der Genehmigungsnummer der Buchstabe I mit einem Gedan- 
kenstrich; 

1.2. das Prüfzeichen muß deutlich lesbar und dauerhaft sein. 


2. Sdiematische Darstellung des EWG-Prüf Zeichens 

2.1. Prüfzeichen für eine in den Fahrzeugsitz einbezogene Kopfstütze 




Das obige Prüfzeichen, angebracht auf einer oder mehreren an Fahrzeug- 
sitze angebauten Kopfstützen besagt, daß der betreffende Sitztyp in den 
Niederlanden (e4) für Kopfstüzen unter der Nummer 2439 genehmigt 
wurde. 


*) Siehe Amtsblatt Nr. L 73 vom 27. März 1972 „Dokumente betreffend den Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs Norwegen und des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland zu den Europäischen Gemeinschaften". Akte über 
die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Verträge. Anhang I, Titel X. 
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2.2. Prüfzeichen für eine nicht in den Fahrzeugsitz einbezogene Kopfstütze 



Das obige auf einer Kopfstütze angebrachte Prüfzeichen besagt, daß diese 
Kopfstütze genehmigt ist und daß es sich um eine nicht in den Fahrzeug- 
sitz einbezogene Kopfstütze handelt, die in den Niederlanden unter der 
Nummer 2439 genehmigt wurde. 
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Anhang VII 


EWG-Bauartgenehmigungsbogen 


Angabe der 
Verwaltung 


Angaben über die EWG-Bauartgenehmigung 
(die Versagung oder den Entzug der EWG-Bauartgenehmigung) 
eines in Fahrzeugsitze einbezogenen oder 
nicht einbezogenen Kopfstützentyps 


EWG-Bauartgenehmigungsnummer 

1. Fabrik- oder Handelsmarke 

2. Name und Anschrift des Herstellers 

3. Name und Anschrift des etwaigen Beauftragten des Herstellers 


4. Zur EWG-Bauartgenehmigung vorgelegt am . . . 

5. Mit der Prüfung beauftragter technischer Dienst 

6. Kurze Beschreibung der Kopfstütze *) 


7. Typ und Eigenschaften der Sitze, für die die Kopfstütze bestimmt ist, oder 

in die sie einbezogen ist 

8. Kraftfahrzeugtyp, für den die Sitze, an dfenen die Kopfstütze angebracht 

werden kann, bestimmt sind 

9. Datum des vom technischen Dienst ausgestellten Prüfprotokolls 

10. Nummer des vom technischen Dienst ausgestellten Prüfprotokolls 

11. Die EWG-Bauartgenehmigung für in Fahrzeugsitze einbezogene oder nicht 
einbezogene Kopfstützen wird erteilt/ versagt **) 

12. Ort 


13. Datum; 

14. Unterschrift 

15. In den Anlagen zu diesem EWG-Bauartgenehmigungsbogen sind folgende 
Unterlagen enthalten, die die oben angegebene EWG-Bauartgenehmigungs- 
nummer tragen: 

Skizzen, Beschreibung und Fotografien 

der Kopfstütze und der Sitze, für die die Kopfstütze bestimmt ist oder in 
die sie einbezogen ist. 


*) Bei einer in den Fahrzeugsitz einbezogenen Kopfstütze braucht dieser Punkt nicht aus- 
gefüllt zu werden, wenn alle Eigenschaften und erforderlichen Angaben bereits unter 
Punkt 8 angegeben sind. 

**) Nichtzutreffendes streichen. 
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Begründung 


1. Einleitung 

Der Rat hat auf Vorsdilag der Kommission die ge- 
meinschaftliche Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 
in das Allgemeine Programm vom 28. Mai 1969 zur 
Beseitigung technischer Handelshemmnisse im Wa- 
renverkehr aufgenommen. Dieses Verfahren sieht 
unter den durch Einzelrichtlinien zu regelnden Punk- 
ten Sicherheitsgurte und andere Haltesysteme sowie 
Kopfstützen vor. Daneben hat sich der Rat im Ak-^ 
tionsprogramm vom 21. Dezember 1973 hinsichtlich 
der Industriepolitik verpflichtet, die diese Einrich- 
tungen betreffenden Richtlinien vor dem 1. Januar 
1976 anzunehmen, ebenso wie die Richtlinie über 
Verankerungen der Sicherheitsgurte, die die Kom- 
mission ihm bereits im August dieses Jahres zu- 
geleitet hat ^). 

Im Zuge ihrer Bemühungen zur Erhöhung der Sicher- 
heit für die Benutzer von Kraftfahrzeugen haben die 
meisten Mitgliedstaaten gesetzliche und verwal- 
tungsmäßige Bestimmungen bezüglich der Sicher- 
heitsgurte und der Kopfstützen erlassen. Diese Be- 
stimmungen sind jedoch im allgemeinen voneinan- 
der abweichend. Außerdem tragen sie nicht ausrei- 
chend den neuesten technischen Entwicklungen auf 
diesem Gebiet Rechnung. Diese Mängel erfordern 
die dringliche Annahme von gemeinschaftlichen Vor- 
schriften, die nicht nur die technischen Hemmnisse 
für den freien Warenverkehr mit Kraftfahrzeugen 
beseitigen, sondern auch den Kraftfahrern eine beim 
gegenwärtigen Stand der Technik größtmögliche 
Sicherheit bei optimalem Komfort gewährleisten. 

Die vorgeschlagenen Richtlinien legen die tech- 
nischen Vorschriften bezüglich der Konstruktion, der 
Prüfung und der Montage von Sicherheitsgurten und 
anderen Haltevorrichtungen sowie von Kopfstützen 
fest. Daneben haben sie die Fertigstellung der Richt- 
linienserie über die Innenausstattung der Kraftfahr- 
zeuge zum Ziel. Der Richtlinien vorsdilag bezüglich 
der Sicherheitsgurte und Haltesysteme stützt sidi 
insbesondere auf den Richtlinienvorschlag über die 
Verankerungen für Sicherheitsgurte, der die un- 
erläßliche Grundlage für die wirksame Ausrüstung 
der Fahrzeuge mit solchen Einrichtungen herstellt. 

Die technischen Vorschriften der vorliegenden Richt- 
linienvorschläge wurden in enger Zusammenarbeit 
mit den nationalen Sachverständigen, den Vertretern 
der interessierten Berufsverbände und der Verbrau- 
cherorganisationen erarbeitet und erhielt deren 
weitgehende Zustimmung. 


1) COM (74) 1121 vom 21. Juli 1974 

2) G. M. MACKAY „A review of car restraint Systems — 
report to the Commission of the European Communi- 
ties", Mai 1973 


11. Erklärungen zu den Richtlinienvorschlägen 

1. Sicherheitsgurte und Haltesysteme 

1,1. Allgemeine Bemerkungen 

Trotz der ständigen Bestrebungen der europäischen 
Fahrzeughersteller zur Erhöhung der aktiven Sicher- 
heit, die ohne Zweifel zu einem unvergleichlichen 
Niveau ihrer Kraftwagen in dieser Hinsicht geführt 
haben, wurden die Statistiken der Straßenverkehrs- 
unfälle in den letzten Jahren immer beängstigender. 
Heute stellen Maßnahmen hinsichtlich der passiven 
Sicherheit, insbesondere Insassenhaltevorrichtungen, 
das wirksamste Mittel zur Verringerung der Zahl 
der Toten und Verletzten dar. 

Die wichtigste Form dieser Haltevorrichtungen, die 
zur Zeit auch in ausreichendem Maße benutzt wird, 
um ihren Einfluß auf die Statistiken bewerten zu 
können, sind Sicherheitsgurte. Alle diesbezüglichen 
Veröffentlichungen stimmen überein, daß zweck- 
mäßige und korrekt getragene Sicherheitsgurte das 
Verletzungsrisiko bei einem Unfall um wenigstens 
die Hälfte verringern können. Eine hundertprozen- 
tige Gurtbenutzung durch die Kraftfahrer voraus- 
gesetzt, könnten somit gegenwärtig rund 13 000 
Unfalltote jährlich in der Gemeinschaft vermieden 
werden. Diese Annahme wird im übrigen durch vor- 
läufige und daher noch sehr vorsichtige Statistiken 
aus Australien erhärtet, dem einzigen Land, das zur 
Zeit über eine dreijährige (im Staat Victoria sogar 
vierjährige) Erfahrung mit Gurtanlegezwang ver- 
fügt. 

Eine neuere Untersuchung, die die Kommission auf 
dem Vertragsweg durchführen ließ^), zeigt jedoch, 
daß die verschiedenen Sicherheitsgurttypen hinsicht- 
lich ihrer Schutz Wirkung und ihres Benutzungskom- 
forts nicht gleichwertig sind. Den besten Schutz bei 
allen Unfallarten bieten lediglich die an drei Punkten 
verankerten Sicherheitsgurte. Diagonalgurte sind 
am ungünstigsten und Beckengurte bieten nur Be- 
nutzern der hinteren Sitze eines Fahrzeuges an- 
nehmbaren Schutz. Der Benutzungskomfort ist das 
Schlüsselproblem aller Sicherheitsgurte. Er ist die 
Ursache ihres einzigen Nachteils: Allzu oft sind die 
vorhandenen Gurte falsch angelegt — im allgemei- 
nen mit zuviel Spiel — oder werden überhaupt nicht 
benutzt. Die Lösung dieses Problems bietet der Ein- 
bau von Retraktoren, das heißt Vorrichtungen zum 
Aufrollen der Gurte, 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag trägt diesen 
Erkenntnissen soweit wiß möglich Rechnung. Er 
geht davon aus, daß unabhängig von der Frage 
des Anlegezwanges, deren Lösung jedoch aus dem 
Rahmen der gemeinschaftlichen Betriebserlaubnis 
fällt, eine größtmögliche Benutzungsrate der Sicher- 
heitsgurte angestrebt werden muß. Diese Auffas- 
sung liegt im übrigen bereits schon dem Richtlinien- 
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Vorschlag bezüglich der Gurtverankerungen zu- 
grunde, insbesondere hinsichtlich der Anbringungs- 
bereiche dieser Verankerungen. 

1.2. Vorschriften zur obligatorischen Ausrüstung 

Die vorgeschlagene Richtlinie sieht die Ausrüstung 
aller Sitzplätze der Personenkraftwagen mit Sicher- 
heitsgurten oder anderen Haltesystemen vor, deren 
Funktionsweise, beispielsweise das öffnen der Ver- 
schlüsse, so weit wie möglich vereinheitlicht wird. 

Die vorderen Sitze müssen mit Dreipunkt-Gurten 
bzw. mit Haltesystemen, die solche Gurte verwen- 
den, ausgerüstet werden. Die Einrichtungen für die 
vorderen äußeren Sitze müssen außerdem mit Re- 
traktoren versehen sein sowie das Anlegen des 
Gurtes, das Schließen und Öffnen des Verschlusses 
mit einer Hand allein gestatten. Diese Vorschriften 
kennzeichnen die Einrichtungen, die gemäß der ein- 
schlägigen Literatur die höchsten Anlegeraten er- 
zielen und sind daher für diese Sitzplätze, für die 
die Statistiken die höchsten Benutzungsquoten aus- 
weisen, von besonderer Wichtigkeit. Das automa- 
tische Anpassen der Gurte an den Träger durch den 
Retraktor schließt die Gefahr aus, daß die Gurte mit 
zu großer Lose getragen werden, womit im allgemei- 
nen das Risiko verbunden ist, daß der Insasse, ins- 
besondere der Fahrer, bei einem Unfall auf harte 
Fahrzeugteile aufschlägt, obwohl er seinen Gurt an- 
gelegt hat. Die Ausrüstung dieser Sitzplätze mit 
Retraktoren erleichtert zudem erheblich die Lösung 
des Problems der Zugänglichkeit der verschiedenen 
Bedienungselemente, das ebenfalls im Rahmen der 
gemeinschaftlichen Betriebserlaubnis zu behandeln 
ist und dessen Lösung bei Verwendung statischer 
Gurte sehr erschwert würde. 

Die gelegentlich aufgeworfene Frage der Zuverläs- 
sigkeit der Retraktoren ist durch die sehr strengen 
Anforderungen dieses Richtlinienvorschlages besei- 
tigt worden. 

Zur Gewährleistung eines optimalen und gerechten 
Schutzes der Benutzer aller vorderen Sitzplätze ist 
durch die Ausrüstung von vorderen mittleren Sitzen 
mit Dreipunktgurten vorgesehen, obwohl diese Po- 
sition im Hinblick auf die Unfallstatistiken nicht 
signifikant ist — in Europa benutzten weniger als 
1 Prozent der bei Unfällen Getöteten und Verletzten 
solche Plätze, die zudem nur eine sehr kleine Zahl 
der hergestellten Personenwagen bietet. Der Einbau 
von Retraktoren ist in diesem Fall fakultativ. 

Die hinteren Sitzplätze der Personenwagen müssen 
zumindest mit Beckengurten ausgerüstet werden. Bei 
Fahrzeugen, die die entsprechenden Verankerungs- 
punkte haben, ist die wahlweise Ausrüstung mit 
Dreipunktgurten und Retraktoren möglich. Diese 
Vorschrift wurde für unerläßlich angesehen, obwohl 
die gegenwärtigen Statistiken ausweisen, daß das 
Kosten-Nutzen- Verhältnis einer solchen Maßnahme 
aufgrund der schwachen Benutzungsquote dieser 
Plätze nicht sehr günstig ist. Die fraglichen Statisti- 
ken tragen jedoch der Tatsache keine Rechnung, daß 
Halteeinrichtungen auf den hinteren Sitzplätzen 
nicht nur die Benutzer dieser Plätze schützen, son- 
dern auch die Benutzer der vorderen Sitzplätze. 


Neue Unfalluntersuchungen lassen tatsächlich er- 
kennen, daß ungeschützte Benutzer von hinteren Sit- 
zen unter gewissen Umständen angeschnallten In- 
sassen auf den Sitzen davor schwere, selbst tödliche 
Verletzungen beizubringen vermögen. 

Im übrigen ist es im Hinblick auf die wirtschaftliche 
Entwicklung in Europa sicher nicht irrig, eine an- 
steigende Benutzungsrate der hinteren Fahrzeugsitze 
vorherzusagen. 

L3. Haltesysteme 

Alle Fahrzeughersteller mit einer gewissen Bedeu- 
tung entwickeln gegenwärtig im Vergleich zu den 
Sicherheitsgurten fortschrittlichere Haltesysteme. 
Diesen ist im allgemeinen das Prinzip gemeinsam, 
daß sie die Fahrzeuginsassen schützen, ohne daß 
diese, wie zum Beispiel zum Anlegen und Schließen 
eines Gurtes, tätig werden müssen. Wegen der Viel- 
falt dieser sogenannten passiven Systeme, von de- 
nen zur Zeit nur Prototypen existieren, ist es sehr 
schwierig, schon jetzt Bau- und Prüfvorschriften fest- 
zulegen, die sowohl ausreichend präzise sind, um 
deren Benutzern einen im Vergleich zu herkömm- 
lichen Gurten gesteigerten Schutz zu gewährleisten 
als auch ausreichend weit gefaßt sind, um die zu- 
künftige Entwicklung solcher Systeme nicht zu be- 
hindern. 

Es werden jedoch gegenwärtig bereits Systeme zur 
wahlweisen Ausrüstung gewisser Personenwagen 
auf dem Markt angeboten, die zum Beispiel aus Sit- 
zen mit daran befestigten Sicherheitsgurten beste- 
hen. Daher sieht der vorliegende Richtlinienvor- 
schlag ebenso wie der bezüglich der Gurtveranke- 
rungen bereits Prüfbestimmungen für solche Systeme 
vor. Entsprechend dem auf diesem Gebiet gemach- 
ten technischen Fortschritt können diese Bestimmun- 
gen dann später auf weiterentwickelte Systeme 
ausgedehnt werden, sobald diese die Serienreife er- 
reicht haben. 

1.4. Prüfvorschriften 

Die in dem vorliegenden Richtlinien vor schlag defi- 
nierten Sicherheitsgurte und Haltesysteme müssen 
einer dynamischen Prüfung unterzogen werden, bei 
der sie der Beanspruchung durch eine mit bis zu 
32 g beschleunigte Versuchspuppe von etwa 75 kg 
widerstehen müssen. Vor dieser Prüfung werden 
die Gurte und Haltesysteme einschließlich ihrer me- 
chanischen Teile vorbehandelt, indem sie den streng- 
sten Bedingungen ausgesetzt werden, die bei ihrer 
Benutzung Vorkommen könnten, wie zum Beispiel 
extreme Temperaturen und Luftfeuchtigkeit sowie 
staubhaltige und korrosive Atmosphären. 

1.5. Schlußbetrachtungen 

Zusammengenommen stellen diese Vorschriften die 
vorgeschlagene Richtlinie an die Spitze der einschlä- 
gigen nationalen Bestimmungen. Kein Mitgliedstaat 
hat bis jetzt Vorschriften inkraft gesetzt, die zum Bei- 
spiel die obligatorische Ausrüstung aller Sitzplätze 
durch Sicherheitsgurte oder andere Halteeinrichtun- 
gen oder aber die Verwendung von Retraktoren an 
den äußeren Vordersitzen zum Ziel haben. Beim 
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gegenwärtigen Stand der tedinisdien Kenntnisse 
gewährleisten die vorgeschlagenen Vorschriften 
einen optimalen Schutz der Benutzer der in dieser 
Richtlinie definierten Einrichtungen. Die Kommisson 
hofft daher, daß ihre Anwendung sich unmittelbar 
in einer erheblichen Verringerung der Zahl der bei 
Verkehrsunfällen getöteten und verletzten Kraft- 
fahrer niederschlägt. 

Daneben ist zu vermerken, daß die vorgeschlagenen 
Maßnahmen in der Lage sind, die Suche nach ratio- 
nellen Lösungen anderer mit der passiven Sicherheit 
der Fahrzeuge zusammenhängender Probleme auf 
Gemeinschaftsebene günstig zu beeinflussen, zum 
Beispiel hinsichtlich der Anordnung der Bedienungs- 
elemente und der Sicherheitsfrontscheiben. Insbeson- 
dere im letzten Fall müßten die Bestimmungen der 
vorliegenden Richtlinie die Entscheidung zugunsten 
des von der Kommission 1972 dem Rat vorgelegten 
Vorschlags erleichtern, der den allgemeinen Ein- 
bau von Verbundglas anstrebt. 

2. Kopfstützen 

2.1. Allgemeine Bestimmungen 

Dieser Richtlinienvorschlag legt die Bedingungen 
für den Bau und die Festigkeitsprüfung solcher Ein- 
richtungen fest. Angesichts der ihr zur Verfügung 
stehenden Kenntnisse hielt es die Kommission nicht 
für möglich, schon jetzt Vorschriften über den obli- 
gatorischen Einbau in alle Fahrzeuge in die Richt- 
linie aufzunehmen. 

Die Ergebnisse der bis jetzt veröffentlichten Unter- 
suchungen lassen nicht darauf schließen, daß Kopf- 
stützen die von der Öffentlichen Meinung im all- 
gemeinen ihrem Fehlen zugeschriebenen typischen 
Verletzungen, insbesondere bei Unfällen mit Heck- 
aufprall, mit Sicherheit vermeiden. Diese Unter- 
suchungen gestehen den Kopfstützen ein nicht aus- 
reichend hohes Kosten-Nutzen- Verhältnis zu. 

Aus diesem Grund plant die Kommission umgehend 
Initiativen zu ergreifen, um die verfügbaren Kennt- 
nisse, die bereits die Erstellung des vorliegenden 
Vorschlages gestattet haben, sowohl bezüglich der 
Analyse der Unfallfolgen für Insassen von Kraft- 
fahrzeugen, die mit Kopfstützen ausgerüstet sind 
oder nicht, als auch bezüglich der vorzuschreibenden 
Prüfungen der Wirksamkeit dieser Einrichtungen zu 
vertiefen. Sie wird diesen neuen Erkenntnissen 
Rechnung tragen, um zu einem günstigen Zeitpunkt 
die Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechend an- 
zupassen. Hinsichtlich der Fahrzeugsitze selbst wird 
die Kommission gegebenenfalls den Einbau von Vor- 
richtungen Vorschlägen, die ein sicheres Befestigen 
von Kopfstützen gestatten, die speziell für diesen 
Sitztyp konstruiert sind. Das könnte auf dem Weg 
der Anpassimg der Richtlinie 74/408/EWG des Rates 
betreffend die Stärke der Sitze und ihrer Veranke- 
rungen an den technischen Fortschritt geschehen 
oder aber im Rahmen späterer Richtlinien über den 
gesamten Komplex Sitz-Haltesystem-Kopfstütze. 
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Bisher hat kein Mitgliedstaat Bestimmungen hin- 
sichtlich der obligatorischen Ausrüstung der Fahr- 
zeuge mit Kopfstützen in Kraft gesetzt oder beab- 
sichtigt das. Mehrere Mitgliedstaaten haben jedoch 
unterschiedliche Bestimmungen über die Prüfung 
solcher Vorrichtungen erlassen. Diese Bestimmun- 
gen sind nicht nur imstande, Handelshemmnisse zu 
schaffen, sondern haben auch nicht verhindern kön- 
nen, daß Zubehörhersteller wirkungslose und selbst 
gefährliche Kopfstützen auf den Markt bringen konn- 
ten. 

Aus diesen Gründen ist es unerläßlich, in der Ge- 
meinschaft baldmöglichst harmonisierte und strenge 
Vorschriften in Kraft treten zu lassen, die eine wirk- 
same Prüfung der Kopfstützen gestatten. 

2.2. Prüfvorschriften 

Die in die Sitzlehnen einbezogenen oder darauf be- 
festigten Kopfstützen müssen einer statischen Prü- 
fung unterzogen werden, bei der sie einer Kraft wi- 
derstehen müssen, die dem Gewicht des mensch- 
lichen Kopfes bei zwanzigfacher Erdbeschleunigimg 
entspricht. 

Der Vorteil dieser Prüfung liegt in ihrer Einfachheit 
und Reproduzierbarkeit sowie vor allem darin, daß 
sie mit absoluter Sicherheit gestattet, nicht ausrei- 
chend auf der Sitzlehne befestigte Kopfstützen aus- 
zuscheiden. Eine dynamische Prüfung wäre in die- 
sem Fall erst von Bedeutung, wenn anthropomorphe 
und für das Verhalten der Halswirbel bei Stößen 
repräsentative Testpuppen zur Verfügung stehen. 
Dieses Problem ist ebenfalls Gegenstand der vor- 
stehend erwähnten Studien. 


IIL Gemeinsame rechtliche Bestimmungen der 
beiden Richtlinienvorschläge 

Mit den Artikeln 1 bis 6 wird das EWG-Bauartgeneh- 
migungsverfahren für Sicherheitsgurte und Halte- 
systeme sowie für Kopfstützen für erwachsene Fahr- 
zeuginsassen eingeführt. Durch dieses Verfahren er- 
möglichen die Richtlinien den freien Verkehr dieser 
Einrichtimgen innerhalb der Gemeinschaft, indem 
den Mitgliedstaaten untersagt wird, sich deren Ver- 
trieb zu widersetzen, wenn sie den in den Anlagen 
festgelegten Bau- und Prüfvorschriften entsprechen 
und wenn sie das in Anhang III bzw. VI aufgeführte 
Prüfzeichen tragen. Dieses Verfahren sieht ein Ver- 
fahren zur gegenseitigen Unterrichtung über jede 
Erteilung, Verweigerung, Rücknahme oder Erweite- 
rung einer Bauartgenehmigung vor. 

Durch die Artikel 8 und 9 der Richtlinie „Sicher- 
heitsgurte" bzw. die Artikel 7 und 8 der Richtlinie 
„Kopfstützen" werden diese Richtlinien in das EWG- 
Betriebserlaubnisverfahren eingegliedert. Da einige 
neue Mitgliedstaaten zur Zeit noch kein Betriebs- 
erlaubnisverfahren mit nationalem Geltungsbereich 
kennen, sind Vorschriften zur Gewährleistung der 
Benutzung in diesen Staaten von den Vorschriften 
dieser Richtlinien entsprechenden Fahrzeugen erfor- 
derlich. 
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Artikel 10 der Richtlinie „Sicherheitsgurte" bzw. 
Artikel 9 der Richtlinie „Kopfstützen" definiert den 
Anwendnungsbereich dieser Richtlinien, der ent- 
sprechend dem der Richtlinie über Gurtverankerun- 
gen auf Fahrzeuge der Kategorie M 1 mit mindestens 
vier Rädern und einer bauartbedingten Höchstge- 
schwindigkeit von mehr als 25 km/h beschränkt ist, 
das heißt auf Personenwagen und davon abgeleitete 
Fahrzeuge. 

Artikel 11 der Richtlinie „Sicherheitsgurte" bzw. Ar- 
tikel 10 der Richtlinie „Kopfstützen" sieht das Ver- 
fahren zur Anpassung der Vorschriften der Anhänge 
an den technischen Fortschritt vor, das in Artikel 13 
der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 über 
die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und ihre 
Anhänger beschrieben ist. 

In Artikel 12 der Richtlinie „Sicherheitsgurte" bzw. 
Artikel 11 der Richtlinie „Kopfstützen" ist eine dop- 
pelte Frist vorgesehen; vor Verstreichen der ersten 
Frist, dem 1. April 1976, müssen die Mitgliedstaaten 


die erforderlichen Maßnahmen beschließen und ver- 
öffentlichen, um sich den Richtlinien anzupassen. Sie 
können dieses jederzeit innerhalb dieser Frist tun. 
Die zweite Frist dagegen legt ein einheitliches Da- 
tum, den 1. Juli 1976, fest, an dem alle Mitgliedstaa- 
ten die Gemeinschaftsvorschriften gemeinsam in 
Kraft setzen müssen (Paragraph 1). 

Die Kommission ist außerdem innerhalb annehmba- 
rer Fristen von jedem Vorschriftenentwurf zu unter- 
richten, der von den Mitgliedstaaten auf dem von 
den Richtlinien erfaßten Gebiet ausgearbeitet wird, 
damit sie sich gegebenenfalls hierzu äußern kann 
(Paragraph 2) . 


IV. Anhörung des europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen ist ge- 
mäß Artikel 100, Absatz 2, erforderlich. 
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